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Fragen des Gesamtelternbeirats der Ammerbucher Schulen an die Kandidaten für die 
Bürgermeisterwahl 

Der Gesamtelternbeirat der Schulen in Ammerbuch hat allen Bürgermeisterkandidaten einen Fragenkatalog 
zu Themen rund um Schule, Betreuung und Bildungsinfrastruktur in Ammerbuch übermittelt. Der 
Fragenkatalog wurde am 01.04.2026 versendet; eine Beantwortung wurde bis zum 10.04.2026 erbeten. 

Die eingegangenen Antworten stellen wir nachfolgend vollständig und ohne inhaltliche Bewertung zur 
Verfügung, um Eltern und allen Interessierten eine sachliche Orientierung zu ermöglichen. Die Antworten 
wurden von den Kandidierenden eigenständig verfasst. 

Die inhaltliche Verantwortung für die jeweiligen Antworten liegt ausschließlich bei den Kandidierenden. Mit 
der Beantwortung des Fragenkatalogs haben diese ihr Einverständnis zur Veröffentlichung ihrer Antworten 
erteilt. 

Zur besseren Lesbarkeit wurden Formatierungen sowie vereinzelt Absätze ergänzt, ohne den Inhalt zu 
verändern. Nicht eingegangene Antworten sind entsprechend gekennzeichnet. Die Reihenfolge der 
Kandidierenden entspricht der Reihenfolge des Eingangs der Bewerbungen. 

Die Veröffentlichung erfolgt durch den Gesamtelternbeirat der Schulen in Ammerbuch. Der 
Gesamtelternbeirat spricht keine Wahlempfehlung aus. Der Gesamtelternbeirat der Schulen in Ammerbuch 
ist politisch neutral und unabhängig und unterstützt keinen der Kandidierenden. 

Zur besseren Einordnung sind den Fragen kurze Hinweise zur aktuellen Situation in Ammerbuch 
vorangestellt. 

Der Gesamtelternbeirat der Ammerbucher Schulen 

 

 

1. Umsetzung des Ganztags (konkrete Ausgestaltung vor Ort) 

Ausgangssituation in Ammerbuch: 

• Die räumlichen und organisatorischen Voraussetzungen an den Grundschulen unterscheiden sich 
deutlich.  

• Für die Umsetzung des Ganztags sind u. a. Lösungen für Mittagessen, Aufenthaltsbereiche und 
Betreuungsangebote erforderlich.  

• Teilweise sind dafür bauliche Anpassungen notwendig, deren Umfang und Finanzierung noch nicht 
abschließend geklärt sind.  

• Die Organisation des von der Gemeinde verantworteten Mittagsbands ist ein zentraler Baustein.  

• In Ammerbuch bestehen bereits außerschulische Angebote im Bereich Bildung und Betreuung, die 
regelmäßig und in unterschiedlichen Formaten von Kindern und Einrichtungen genutzt werden. 

• Dazu gehört auch der Lebenshof Tierlieben in Pfäffingen, der u. a. offene Nachmittagsangebote, 
Ferienprogramme sowie Kooperationen mit Schule, Kindergarten und weiteren Trägern anbietet.  

• Im Zuge der Weiterentwicklung der Ganztagsbetreuung wird eine stärkere Einbindung solcher 
Angebote in den schulischen Alltag diskutiert.  

• Für den Lebenshof Tierlieben bestehen derzeit planungsrechtliche Herausforderungen am 
bestehenden Standort, eine abschließende Klärung steht noch aus.  
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Frage 
1a) Welche konkreten Lösungen sehen Sie für die praktische Umsetzung des Ganztags an den 

Ammerbucher Grundschulen – insbesondere im Hinblick auf: 
• die räumliche Organisation von Mittagessen und Aufenthaltsbereichen  
• notwendige bauliche Maßnahmen und deren Finanzierung  
• den konkreten Aufbau und die Organisation des Mittagsbands 

 

Norbert Gimpl: 
Unsere Kinder haben Anspruch auf eine gute, ganzheitliche Bildung– und auch unsere Wirtschaft ist 
darauf angewiesen, dass Betreuung und Schule verlässlich funktionieren. Die Voraussetzungen in 
Ammerbuch sind unterschiedlich, deshalb braucht es Lösungen je Standort. Räume müssen sinnvoll 
genutzt und dort angepasst werden, wo es notwendig ist. Bauliche Maßnahmen müssen realistisch 
geplant und finanziell tragbar sein. Das Mittagsband ist zentral. Hier braucht es klare Abläufe und 
verlässliche Betreuung. Wichtig ist mir dabei: Der Bürgermeister entscheidet nicht allein. 
Entscheidend ist, gemeinsam mit dem Gemeinderat tragfähige Lösungen zu entwickeln und diese 
konsequent umzusetzen. 

 

Max Karrenführ:  
Ich möchte zu Beginn festhalten, dass die hier gegebenen Antworten lediglich auf den mir 
zugänglichen Informationen beruhen. In vielen Punkten fehlen mir ausreichend Informationen um 
konkretere Angaben zu machen. Ich möchte eben auch nur dann konkret werden, wenn ich alle 
Informationen und Fakten kenne, die zur Beurteilung einer Sachlage notwendig sind. Falsche 
Versprechungen halt ich für Fatal. Ich hoffe sie verstehen an den entsprechenden Stellen meine 
vorsichtige Zurückhaltung. Der Ganztag ist eine große Chance, aber auch eine komplexe Aufgabe, die 
wir nur mit einer sauberen Analyse und realistischen Planung gut umsetzen können. Mir ist wichtig, 
dass wir hier keine Schnellschuss-Lösungen anwenden, sondern standortbezogen und tragfähig 
vorgehen. Sie sagen es ja eingangs bereits, dass die tatsächlichen Bedarfe und Kosten noch nicht 
komplett abschätzbar sind. Das macht es hier schwer direkt Konkrete Maßnahmen zu benennen. Ich 
stehe aber allen Ideen gegenüber offen und möchte diese transparent diskutieren. Ich weiß auch, 
dass z.B. die Grundschule Pfäffingen hier Bedarf hat und auf der Schulhofabgewandten Seite man 
z.B. durch Anbau eine Mensa und eventuell weitere Räume realisieren könnte. All dies hängt aber 
ganz essentiell von einem stabilen und ausgeglichenen Haushalt der Gemeinde ab. 

 

Andreas Schmitz: 
Als Vater ist mir wichtig, dass Betreuung zuverlässig funktioniert. Dafür müssen bestehende Räume 
optimal genutzt werden. Kurzfristig helfen möglicherweise modulare Lösungen (z. B. Container), 
parallel braucht es eine klare bauliche Planung. Hier ist mir - wie bei allen Projekten - ein 
übergreifendes Zielbild wichtig, in dem die Einzelmaßnahmen zusammenkommen. 
Das Mittagsband muss verlässlich organisiert sein – mit klaren Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten. Hier würde ich ansetzen und diese schärfen. 

 

Michel Salzer: 
Mir ist wichtig, dass der Ganztag an allen Standorten so gestaltet wird, dass Kinder sich wohlfühlen 
und Eltern sich auf verlässliche Abläufe verlassen können. Die räumlichen Unterschiede nehme ich 
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ernst: Für Mensa und Aufenthaltsbereiche brauchen wir bei Bedarf kurzfristig Ausweichräume oder 
Modullösungen und parallel je Schule einen realistischen Ausbauplan. Für Entringen gibt es 
Überlegungen zu einem Multifunktionsbau. Bauliche Maßnahmen müssen wirksam und 
finanzierbar sein – dafür sollten wir konsequent Förderprogramme nutzen (teilweise sind bis zu 70% 
von Bund und Land drin!). Das Mittagsband soll klar strukturiert, ruhig und pädagogisch begleitet 
sein. Sinnvoll ist ein Personaleinsatz, der Mittag, Kernzeit und Nachmittagsangebote verbindet, 
ergänzt durch Ehrenamtliche, wo es passt. 

 

Daniel Rudolph: 
Die Umsetzung des Ganztags erfolgt schrittweise. Ab 26/27 ist dieser zunächst für die 1. Klasse 
verpflichtend. Damit können alle Beteiligten Erfahrungen aufbauen und die Organisation bei Bedarf 
anpassen. Grundlage sind die Schülerzahlvorausberechnung und die Bedarfsabfrage der 
Gemeinde. Da sich die Grundschulstandorte in ihrer Ausstattung mit Räumen unterscheiden, sind 
individuelle Lösungen erforderlich. Wichtig ist, möglichst geeignete bestehende Räume von 
Kirchen, Vereinen, Seniorenzentren usw. zu suchen und langfristig nutzbar zu machen. Falls 
bauliche Maßnahmen und bessere Ausstattung erforderlich sind, müssen Fördermittel beantragt 
werden. Die Organisation des Mittagsbands wird der jeweiligen Leitung der Schulkindbetreuung 
übertragen. Ein gesundes Mittagessen ist wichtig! 

 

Achim Höckh: 
Mittagessen und Aufenthaltsbereiche sind in Altingen und Entringen leichter zu organisieren. Für 
Pfäffingen und Poltringen sollen die bereits begonnenen Gespräche mit den Kirchen im Hinblick auf 
die Mitbenutzung der Gemeindehäuser und der dort vorhandenen Küchen weitergeführt werden. 
Informationsreich Gespräche mit Verantwortlichen von Seiten der Schule und der Kirchengemeinde 
habe ich bereits geführt. Für mich sind wir da auf einem guten Weg. Weiter kann parallel geprüft 
werden ob leerstehende/wenig benutze Immobilien der Gemeinde oder Vereinen hierfür in Frage 
kommen. Wenn möglich sollten keine weiteren baulichen Maßnahmen getätigt werden müssen. 
Das Mittagsband kann meines Erachtens nur mit Unterstützung weiterer Akteure vor Ort abgedeckt 
werden 

 

Lukas Haderlein: 
Die Ausgangslage in den 4 Ammerbucher Grundschulen unterscheidet sich deutlich voneinander. 
Während die Schulen in Altingen und Entringen neu errichtet wurden, stehen in Poltringen und 
Pfäffingen Bestandgebäude, die teilweise renoviert wurde, zur Verfügung. Der Rechtsanspruch auf 
Ganztagesbetreuung fällt nicht vom Himmel und greift häufig Bedarfe auf, für die es vor Ort bereits 
gewachsene und gut etablierte Lösungen gibt. Als Bürgermeister für Ammerbuch ist es mir zentral 
wichtig, bei der Klärung der offenen Fragen alle beteiligten Akteure effektiv zu beteiligen. Bereits 
etablierte Lösungen müssen dabei besonders gut eingebunden werden, nicht zuletzt um Synergien 
bei der Umsetzung des Konzepts Ganztagesschule zu nutzen.  

 

 

Frage 
1b) Welche Rolle sollen aus Ihrer Sicht bestehende lokale Akteure (z. B. MütZe 

Familienzentrum sowie außerschulische Angebote wie der Lebenshof Tierlieben) im 
zukünftigen Ganztag konkret übernehmen? 
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Norbert Gimpl: 
Bestehende Angebote sind Teil der Lösung. Sie bringen Erfahrung, Kontakte und Inhalte mit, die 
Schule allein nicht leisten kann. Entscheidend ist, dass sie sauber  in den Ganztag eingebunden 
werden und verlässlich mit Schule und Betreuung zusammenarbeiten. Verantwortung bleibt bei der 
Gemeinde. Ziel ist ein Ganztag, der vor Ort funktioniert und vorhandene Strukturen sinnvoll nutzt. 

 

Max Karrenführ:  
In Ammerbuch gibt es bereits viele engagierte Akteure, die heute schon einen wichtigen Beitrag 
leisten. Dieses Potenzial sollten wir gezielt nutzen und sinnvoll in die Ganztagsstruktur einbinden. 
Dies aber nicht als Forderung, sondern als Einladung sich hier aktiv an der Gestaltung der Angebote 
zu beteiligen. Wir sollten dem Ehrenamt, welches sich hier einbringt, auch die Freiräume geben, 
sich zu entfalten. Dazu gehört es auch, über Fördermöglichkeiten laut nachzudenken, denn hier 
übernehmen die Vereine und Organisationen wichtige kommunale Aufgaben. Das verpflichtet in 
gewisser Weise auch die Gemeinde dieses zu würdigen und zu unterstützen. Wie genau, dass muss 
mit den einzelnen Akteuren genau besprochen und vereinbart werden, mit den Schulen und 
Elternvertretungen zusammen und nicht an Ihnen vorbei. 

 

Andreas Schmitz: 
Ich sehe großes Potenzial in lokalen Angeboten wie MütZe (Mit denen ich sehr ausführlich 
gesprochen habe), Vereinen (in denen ich viel eigene Erfahrung einbringen kann) oder dem 
Lebenshof (mit dem ich auch im Rahmen meiner Online Dialoge gesprochen habe) – gerade weil sie 
nah an den Kindern sind und Praxisnähe mitbringen. Ich bin überzeugt, dass wir es nur mit allen 
Akteuren gut und für die Teilorte passend hinbekommen. Daher habe ich das Thema „TEAM“ auch in 
meinen Zielen in den Mittelpunkt gestellt.  

 

Michel Salzer: 
Ammerbuch hat viele engagierte Vereine, Initiativen und Einrichtungen wie die Musikschule, die 
Kindern wertvolle Erfahrungen ermöglichen. Diese Stärke möchte ich bewusst in den Ganztag 
einbinden. Angebote aus Musik, Naturpädagogik, Bewegung, Kultur oder sozialem Lernen können 
den Alltag der Kinder bereichern. Wichtig ist, dass solche Partner verlässlich eingebunden werden 
und wir bestehende lokale Akteure so langfristig sichern. Schule und Gemeinde setzen den 
Rahmen, Ehren- und Nebenamt ergänzen ihn sinnvoll. Im Rahmen der Überführung der 
MütZe-Kernzeit in die Gemeinde ist es wichtig, das Personal zu halten. Sie kennen die Kinder und 
geben Sicherheit. Außerschulische Lernorte sind ebenfalls wertvoll. Die konkrete Ausgestaltung 
erfolgt gemeinsam mit Schulleitungen und beteiligten Akteuren. 

 

Daniel Rudolph: 
Die Ganztagsschule bedeutet nicht, dass es durchgehenden Unterricht gibt. Sie lässt weiterhin viel 
Raum für außerschulische Bildungsangebote. Lokale Akteure spielen weiterhin eine zentrale Rolle, 
sowohl im Rahmen der Ganztagesschule als auch außerhalb des gewählten Modells. Wichtig ist, 
dass die Akteure ein verlässliches und qualitativ geeignetes Programm anbieten. Dieses kann dann 
in die Schulkindbetreuung integriert werden. Als BM werde ich auf die lokalen Anbieter zugehen. Die 
Ganztagsbetreuung kann auch vollständig bei geeigneten freien Trägern und Vereinen liegen. Solche 
Modelle werden bereits in der Praxis angewendet. Die Vereine werden als professionelle Partner 
einbezogen, erhalten eine angemessene Vergütung. Dies ist über die Monetarisierung der 
Lehrerstunden möglich. 
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Achim Höckh:  
S. oben. 

 

Lukas Haderlein: 
Die Gemeinde ist verpflichtet, das Angebot Ganztagesschule zur Verfügung zu stellen. Wie die 
Betreuung ausgestaltet wird, kann von der Gemeinde weitgehend frei entschieden werden. Als 
Bürgermeister für Ammerbuch möchte ich mir dafür einsetzen, dass bereits bestehende Angebot so 
weit wie möglich in die Ganztagesschule eingebunden werden. Dabei sehe ich neben der MütZe und 
dem Lebenshof Tierlieben auch Angebote wie die Musikschule, die eingebunden werden sollten. 
Das stärkt gewachsene und etabliere Strukturen und wird dem Engagement der vielen 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern gerecht. Die konkrete Ausgestaltung möchte ich mich 
allen Betroffenen auf Augenhöhe gemeinsam erarbeiten. 

 

 

Frage 
1c) Nach welchen Kriterien würden Sie über die Einbindung solcher Partner entscheiden? 

Und welche Möglichkeiten sehen Sie, mit bestehenden rechtlichen oder 
planungsrechtlichen Herausforderungen solcher Angebote umzugehen? 

 
 

Norbert Gimpl 
Entscheidend ist, ob ein Angebot verlässlich ist, fachlich passt und sich in den Ganztag einfügt. 
Qualität, Kontinuität und klare Abläufe müssen gewährleistet sein. Bei rechtlichen oder 
planungsrechtlichen Fragen wird die Situation sauber geprüft und es werden Lösungen gesucht, die 
langfristig tragfähig sind. Die geltenden Rahmenbedingungen müssen eingehalten werden. So 
entstehen verlässliche Strukturen und Angebote, die im Alltag funktionieren. 

 

Max Karrenführ:  
Die Einbindung externer Partner muss klaren Kriterien folgen und verlässlich organisiert sein. 
Gleichzeitig dürfen uns bestehende Hürden nicht davon abhalten, nach praktikablen Lösungen zu 
suchen. Grundvoraussetzung ist, dass die Gemeinde und alle verbundenen Akteure auch dazu in 
der Lage sind die Leistungen zu erbringen. Hier spielen finanzielle, personelle und strukturelle 
Ressourcen eine große Rolle. Diese müssen geklärt, zugeordnet, priorisiert und klar vereinbart 
werden. Hier sehe ich die Gemeinde als das zentrale Element der Organisation und Koordinierung. 

 

Andreas Schmitz 
Einbindung nach klaren Kriterien: Qualität, Verlässlichkeit, pädagogischer Mehrwert. Aber auch: 
Betroffenheit und Einsatzbereitschaft.  
Rechtliche Hürden sollten wir aktiv und lösungsorientiert angehen. Ich habe oft das Feedback 
bekommen, dass man das Gefühl hat gegen die Gemeinde zu arbeiten statt mit ihr. Das würde ich 
gerne umdrehen. Erst die gemeinsamen Ziele, dann die Prozesse und Gesetze.  

 

Michel Salzer: 
Mir ist wichtig, dass externe Partner den Ganztag verlässlich und pädagogisch sinnvoll ergänzen. 
Entscheidend sind Qualität, Verlässlichkeit, Sicherheit, passende Qualifikation und ein inhaltlich-
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pädagogisches Angebot, das Kindern wirklich etwas gibt. Schule und Gemeinde müssen 
gemeinsam prüfen, was an welchem Standort sinnvoll ist. Bei planungsrechtlichen 
Herausforderungen möchte ich frühzeitig das Gespräch suchen und mit Trägern, Gemeinderat, 
Verwaltung, und Kreis tragfähige Lösungen entwickeln. Wer bereits Qualifikationen wie einen 
Jugendtrainerschein hat, bringt gute Voraussetzungen mit. Wer sie noch nicht hat, sollte 
Unterstützung erhalten – wenn Menschen sich in der Betreuung engagieren, muss die Gemeinde 
erforderlichenfalls in ihre Qualifizierung mitinvestieren. 

 

Daniel Rudolph: 
Schutz und Wohlbefinden der Kinder steht für mich an erster Stelle. Die außerschulischen 
Angebote bieten eine Chance für mehr Teilhabe. Solange es keine spezifischen gesetzlichen 
Vorgaben gibt, gilt für mich der Handlungsleitfaden des Kultusministeriums BW, außerdem haben 
freie Träger und diverse Städte eigene Rahmenkonzeptionen für die Schulkindbetreuung erstellt, die 
als Orientierung dienen. Die Schulleitungen entscheiden als Kompetenzträger über das konkrete 
Angebot. Mit Ihnen will ich vertrauensvoll zusammenarbeiten. 
In Ammerbuch gibt es Vereine, die bereits viele Jahre Angebote erfolgreich umsetzen. Diese sollen 
soweit möglich weiterhin einbezogen werden. Pädagogische Qualifikation und verlässliche 
Organisation sind absolute Bedingung zur Beteiligung am Ganztagsangebot.  

 

Achim Höckh: 
Weitere außerschulische Angebote können gerne eingebunden werden, wenn diese zuverlässig und 
innerhalb der öffentlichen Vorgaben langfristig zu Verfügung stehen. Hier geht es mir nicht um 
strenge Vorgaben, sondern um erforderliche Mindeststandards. Wenn außerdem entsprechend 
ausgebildetes Personal für Kind und Tier vorhanden ist profitieren alle davon 

 

Lukas Haderlein: 
Zentrale Voraussetzung der Einbindung ist der Wunsch des Partners, eingebunden zu werden. 
Hierfür möchte ich schnell und persönlich auf alle Partner zugehen und dabei versuchen möglichst 
viele bestehende Akteure an Bord zu holen. Bestehende und bewährte Partner haben dabei Vorrang 
vor neuen Konzepten. Neue und passende Angebot werden dort eingebracht und gestärkt, wo 
Bedarf da ist und Synergien geschaffen werden können. Die Einbindung von Organisationen wie 
dem Lebenshof Tierlieben in das Konzept Ganztagesschule stärkt die Rechtsposition des 
Lebenshofs bei der Klärung der bauplanungsrechtlichen Fragen. Unsichere Rechtslagen brauchen 
einen Partner der für kreative Lösungen Verantwortung übernimmt - dieser Partner möchte ich als 
Bürgermeister für Ammerbuch sein!  

 

 

Frage 
1d) Wie stellen Sie sich die Finanzierung des Mittagsbands konkret vor – insbesondere im 

Hinblick auf die Kosten für die Eltern, mögliche kommunale Entlastungen sowie die 
Frage, ob das Mittagessen verpflichtend oder freiwillig ausgestaltet werden soll?  

 

Norbert Gimpl: 
Das Mittagsband muss finanziell verlässlich organisiert sein. Für Eltern braucht es transparente und 
nachvollziehbare Kosten, die sich im Rahmen halten. Gleichzeitig ist zu prüfen, wo die Gemeinde 
gezielt entlasten kann. Beim Mittagessen geht es nicht nur um Organisation, sondern auch um 
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Verlässlichkeit. Nicht alle Kinder haben im Alltag die gleichen Voraussetzungen. Eine regelmäßige, 
ausgewogene Versorgung ist deshalb ein wichtiger Bestandteil. Eine verpflichtende Lösung kann 
dabei sinnvoll sein, muss aber zur Situation vor Ort passen und umsetzbar sein. 

 

Max Karrenführ:  
Die Finanzierung ist eine der zentralen Fragen beim Ganztag. Mir ist wichtig, dass wir hier eine 
Lösung finden, die sowohl für die Gemeinde tragfähig als auch für Familien bezahlbar bleibt. Dazu 
gehört für mich als Top-Prio, dass wir schauen müssen wie wir unser strukturelles Haushaltsdefizit 
so schnell wie möglich in den Griff bekommen. Beides muss so weit möglich gleichzeitig, als zeitlich 
parallel und mit hohem Maß an Koordination erfolgen. Es ist keine Zeit Dinge aufzuschieben. Nicht 
nur im Bereich der Ganztagesbetreuung. Ziel für mich ist es die Einnahmen der Gemeinde langfristig 
wieder positiv zu gestalten, dass wir in der Lage sind die Ausgaben über diese zu decken und auch 
etwas Luft haben um Rücklagen zu bilden. Das wird bei der aktuellen Kreditlast und den laufenden 
Abschreibungen, etc. sehr schwer. Aber – es muss geschehen, denn für mich ist es keine wirkliche 
Lösung hier erneut die Eltern und das Personal zu belasten durch Gebühren oder eben durch ein 
schlechtes Arbeitsumfeld (Ausstattung, Räume, etc.). Leidtragende sind am Ende am stärksten die 
Kinder. Ich möchte versuchen dies mit aller Kraft zu verhindern. 

 

Andreas Schmitz 
Mir ist wichtig: Gute Betreuung darf Familien nicht überfordern. Qualität und Bezahlbarkeit müssen 
zusammen gedacht werden. Geld ist knapp, insofern werden kosten für die Nutzung vermutlich 
unumgänglich. Wie hoch diese sind und ob man das Verpflichtend oder Freiwillig macht würde ich 
gerne mit allen Akteuren und Betroffenen gemeinsam festlegen. Das wäre für mich Teil eines von mir 
immer angestrebten übergreifenden Zielbilds, und das muss tragfähig sein.  

 

Michel Salzer: 
Das Mittagsband liegt in der Verantwortung der Gemeinde. Ich will mich redlich darum bemühen, 
dass das Mittagessen bezahlbar bleibt und Familien nicht überfordert. Eine sozial gestaffelte 
Kostenstruktur halte ich für fair. Die baulichen und ausstattungsbezogenen Kosten sollten wir 
konsequent über die Förderprogramme von Bund und Land finanzieren, damit der Eigenanteil der 
Gemeinde (und der Beitrag der Eltern) überschaubar bleibt. Ob das Essen verpflichtend ist, hängt 
perspektivisch vom Modell am jeweiligen Standort ab. Ich persönlich fände es grundsätzlich gut, 
wenn es freiwillig bleibt – Familien haben unterschiedliche Vorstellungen und Lebensentwürfe und 
das gilt es zu respektieren. Flexibilität fände ich gut. Entscheidend ist, dass Qualität, Ruhe und 
Verlässlichkeit stimmen und Kinder gut begleitet werden. 

 

Daniel Rudolph: 
Das Mittagsband gehört zu den kommunalen Aufgaben, gehört aber nicht zur Schulpflicht. Die 
Teilnahme am Mittagessen ist daher freiwillig. Möglich sind Essen vom Catering oder eigenes 
Vesper. Solange die Schule weiß, wo sich die Kinder aufhalten, steht einem Mittagessen zu Hause 
oder bei Großeltern nichts im Weg.  
Ob für das Mittagsband Zuzahlungen geleistet werden müssen, kann man Stand heute nicht sagen. 
Seitens Land und Bund sind Beteiligungen an den Betriebskosten geplant. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass entstehende Kosten auf die Eltern umgelegt werden. Wie hoch diese Kosten 
sind, muss kalkuliert und ein sozialverträglicher Tarif festgelegt werden.  
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Achim Höckh: 
Dieses Problem beschäftigt fast alle Kommunen in BaWü. Im Gegensatz zu anderen Bundesländern 
beteiligt sich das Land nicht an den zusätzlichen Kosten für die frühkindliche Bildung. Ein offener 
Brief an Manuel Hagel und Cem Özdemir wurde bereits von mehreren Oberbürgermeistern erstellt 
(unter anderem Boris Palmer). In diesem Brief fordern die Unterzeichner die Einbindung dieser 
Finanzierung in die Koalitionsgespräche. Diese Forderungen sollten durch noch mehr Kommunen 
und noch lauter gestellt werden. Eine Entlastung für Eltern wird für die Kommunen nur möglich sein, 
wenn sich das Land an den Kosten beteiligt. Wünschenswert aber vor allem zu Beginn eher 
unrealistisch wäre eine flexible Nutzung der Ganztagsbetreuung. Schön wären verschiedene 
Modelle. 

 

Lukas Haderlein: 
Zur konkreten Klärung dieser Frage bedarf es Einblicke in die bisherigen Planungen, die ich aktuell 
nicht habe. Angesichts der aktuellen Haushaltslage ist es realistisch, dass eine sehr gute Betreuung 
nicht ohne eine finanzielle Beteiligung der Eltern möglich sein wird. Daher ist es mir als 
Bürgermeister für Ammerbuch elementar wichtig, bei den Entscheidungsprozessen transparent und 
nachvollziehbar zu handeln und die Eltern wie auch die Schulen und freien Träger eng einzubinden. 
So werden bedarfsgerechte Lösungen geschaffen, die nachhaltig akzeptiert und genutzt werden. 

 

 

Frage 
1e) Welche Vorstellungen haben Sie hinsichtlich der Qualifikation und des Einsatzes des 

Personals im Mittagsband und in den Ganztagsangeboten? 
Wie wollen Sie sicherstellen, dass eine verlässliche und qualitativ angemessene Betreuung 
gewährleistet ist, und welche Rolle sollen dabei pädagogische Fachkräfte, ergänzendes 
Personal sowie ggf. ehrenamtliche Unterstützung spielen? 

 

Norbert Gimpl: 
Verlässliche Betreuung steht und fällt mit den Menschen vor Ort. Deshalb braucht es eine gute 
Mischung aus pädagogischen Fachkräften und ergänzendem Personal, das den Alltag unterstützt. 
Klare Zuständigkeiten und feste Abläufe sind entscheidend, damit Betreuung stabil funktioniert. 
Ehrenamt kann ergänzen, aber keine festen Strukturen ersetzen. Verantwortung und Qualität 
müssen gesichert bleiben. Entscheidend ist, dass Teams gut zusammenarbeiten und ausreichend 
unterstützt werden, damit sie ihre Arbeit dauerhaft leisten können. 

 

Max Karrenführ:  
Ein gutes Ganztagsangebot steht und fällt mit dem Personal. Deshalb ist es entscheidend, hier 
verlässliche Strukturen und attraktive Rahmenbedingungen zu schaffen. Dazu gehört es für mich 
unbedingt für ein gesundes und gut ausgestattetes Arbeitsumfeld zu sorgen. Das beginnt beim 
Personalschlüssel, bei flexiblen Arbeitszeitmodellen und Angebotszeiten und zieht sich bis weit 
hinein in den Bereich des Lebenslangenlernens, also der Aus- und Weiterbildung. Mitarbeitende 
sollen freiwillig und da wo nötig verpflichtend Weiterbildungen besuchen dürfen. Schulungen in 
allen notwendigen Bereich sichern die Qualität und sorgen dafür, dass man auch die neuesten 
Entwicklungen in die Erziehung und Pflege einfließen lassen kann. Hinzu kommt eine Verwaltung die 
für alle Einrichtungen ein verlässlicher, kompetenter und vertrauensvoller Partner ist. Die Gemeinde 
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möchte ich als Vorzeigearbeitgeberin wissen, die Unterstützt, zuhört und auch Rücksicht nimmt auf 
die Bedürfnisse der Mitarbeitenden und der Eltern und Kinder. Nur Gemeinsam können wir hier die 
Erfolge anstreben, die wir alle wollen. 

 

Andreas Schmitz: 
Verlässliche Betreuung braucht qualifiziertes Personal. Ergänzend kann und muss Ehrenamt 
unterstützen. Ich habe beruflich seit 20 Jahren Personal Verantwortung. Ein ganz wesentlicher Punkt 
ist es, die richtigen Arbeitsbedingungen zu schaffen, in denen man erfolgreich arbeiten kann, das ist 
das wichtigste um - gerade im Zeitalter des Fachkräfte Mangels - Personal zu gewinnen und zu 
halten. Wenn Menschen handeln können, gute Qualifikation und Unterstützung haben und Sinn in 
ihrem Tun sehen, dann setzen sie sich ein. Wenn Verwaltung, Ehrenamt, Eltern da alle mithelfen, 
dann kann es klappen. Gemeinsamer Erfolg motiviert. 

 

Michel Salzer: 
Mir ist wichtig, dass Kinder im Ganztag von einem verlässlichen und gut abgestimmten Team 
begleitet werden. Pädagogische Fachkräfte bilden das Fundament, ergänzt durch qualifiziertes 
zusätzliches Personal und Honorarkräfte. Gute Arbeitsbedingungen, klare Strukturen und 
regelmäßige Fortbildungen sichern dauerhaft Qualität. Springerkräfte dürfen nicht dauerhaft 
eingeplant werden, sondern sollen vertreten und im Fall von Nichteinsatz Qualität sichern. 
Ehrenamtliche können den Ganztag sehr bereichern, aber sie wie auch Vereine können Angebote 
u.U. nicht immer dauerhaft garantieren – deshalb braucht es Strukturen, die Ausfälle abfedern. 
Zudem ist es sinnvoll, Personal am Mittag nicht nur für eine Stunde einzusetzen, sondern ihnen 
weitere Aufgaben zu ermöglichen, um Verlässlichkeit zu schaffen. 

 

Daniel Rudolph: 
Die Betreuung im Mittagsband erfolgt nicht durch die Lehrkräfte. Idealerweise gibt es eine Mischung 
aus Fachkräften (Erziehern), Nicht-Fachkräften, Aushilfen und Ehrenamtlichen. Die Anzahl der 
Stellen ergibt sich aus den Größen der Schulstandorte. Die Personalauswahl erfolgt über 
Bewerbungsverfahren, bei denen die Schulleiter, die Leitung der Schulkindbetreuung und ein 
Vertreter der Gemeinde mitwirken. Die Personal-Koordination erfolgt über die Leitung der 
Schulkindbetreuung. 

 

Achim Höckh: 
Das Personal und die Anbieter müssen sich an alle gesetzlichen Vorgaben halten. Überprüfen 
könnte man dies zum Beispiel durch die Vorlage eines Polizeilichen Führungszeugnis, Aus- und 
Weiterbildungszeugnisse oder Teilnahmebescheinigungen und natürlich durch regelm. Besuche vor 
Ort. Am liebsten wäre mir der Einsatz von ausschließlich pädagogischen Fachkräften. Dies lässt 
sich jedoch leider kaum umsetzen. Beobachtungen der Eltern/Erziehungsberechtigten und der 
pädagogischen Fachkräfte sollen zentral bei der Verwaltung gesammelt und direkt angegangen 
werden. Stand heute sind noch Fragen offen die im gemeinsamen Gespräch mit allen Beteiligten 
gelöst werden sollen. 

 

Lukas Haderlein: 
Neben pädagogischen Fachkräften müssen bei der Ganztagesbetreuung auch qualifizierte 
Zusatzkräfte mit eingebunden werden. Hier gilt es einen langfristig guten Kompromiss aus hoher 
Qualität der pädagogischen Betreuung und realistischer Umsetzbarkeit zu finden. Dabei setze ich 
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mich als Bürgermeister für Ammerbuch dafür ein, dass vor Ort gute Lösungen mit allen beteiligten 
Personengruppen gefunden werden. Wenn wir ehrenamtliche Unterstützung mit einbinden, muss 
die Gemeinde sicherstellen, dass die Personen unkompliziert qualifiziert werden können um den 
rechtlichen Anforderungen entsprechen zu können. Dabei übernehme ich als Bürgermeister gerne 
Verantwortung für kreative Konzepte und stärke so pragmatischen Lösungen den Rücken.  

 

 

Frage 
1f) Welche konkreten Ansätze sehen Sie, um zusätzliche Kräfte für den Ganztag zu gewinnen 

– insbesondere durch Kooperationen mit lokalen Akteuren wie Vereinen, Initiativen oder 
Unternehmen? Welche Anreize und Rahmenbedingungen wollen Sie hierfür schaffen? 

 
 

Norbert Gimpl: 
Zusätzliche Kräfte gewinnen wir nur, wenn die Rahmenbedingungen stimmen. Verlässliche Zeiten, 
klare Aufgaben und eine gute Organisation sind entscheidend. Kooperationen mit Vereinen, 
Initiativen und Unternehmen können das Angebot sinnvoll ergänzen–zum Beispiel bei Sport-,Kultur- 
oder Projektangeboten. Solche Modelle gibt es bereits erfolgreich und daran kann man anknüpfen. 
Wichtig ist, dass diese Angebote verbindlich eingebunden sind und nicht vom Zufall abhängen. Wer 
sich einbringt, braucht klare Ansprechpartner und planbare Abläufe. 

 

Max Karrenführ:  
Der Fachkräftemangel zwingt uns dazu, neue Wege zu gehen. Gerade in einer Gemeinde wie 
Ammerbuch sehe ich hier Chancen durch Kooperationen und lokale Netzwerke. Diese sind ja 
bereits auch in wunderbarer Praxis in Aktion. Mit dem Mütterzentrum MütZe e.V. haben wir bereits 
einen bespielhaft hervorragenden Partner an der Seite der Gemeinde. Jedoch gehört zu dieser 
Wahrheit, dass hier Vereine und Initiativen nicht alles Übernehmen können. Die 
Ganztagesbetreuung ist eine gemeindliche Pflichtaufgabe, somit liegt es in ihrer Pflicht, hier auch 
die Ressourcen (Räume, Ausstattung und vor allem Personal) zu organisieren. Bereits bestehende 
Kooperationen müssen meiner Meinung nach vertieft und den aktuellen und zu erwartenden 
Bedingungen angepasst werden. In wie weit es zu Stellenschaffungen kommen muss, kann ich erst 
dann konkret benennen, wenn mir die genauen Zahlen und Kalkulationen sowie 
Kooperationsvereinbarungen (die evtl. auch Übernahmen vorsehen) vorliegen. 

 

Andreas Schmitz: 
Kooperationen mit Vereinen, Initiativen und Betrieben bieten Chancen. Dafür braucht es klare 
Strukturen und attraktive Rahmenbedingungen. 
Siehe auch Frage e) 

 

Michel Salzer: 
Um zusätzliche Kräfte für den Ganztag zu gewinnen, braucht es klare Strukturen und verlässliche 
Rahmenbedingungen. Kooperationen mit Vereinen, Initiativen oder Unternehmen können das 
Angebot deutlich bereichern – für Vereine ist das zudem eine Chance zur Nachwuchsgewinnung 
und lokale Akteure können wir so beim Erhalt ihrer Arbeit unterstützen. Wichtig ist aber, dass 
pädagogische Fachkräfte präsent und ansprechbar bleiben; das gibt auch externen Kräften 
Sicherheit. Wenn externe Partner dauerhaft eingebunden werden, sollte die Gemeinde im 
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Bedarfsfall passende Weiterbildungsangebote bereitstellen. Ebenso braucht es einfache Abläufe, 
klare Zuständigkeiten, verlässliche Zeiten und faire Honorare. So entsteht ein Umfeld, in dem lokale 
Akteure gerne mitwirken. 

 

Daniel Rudolph: 
In der Schulkindbetreuung wird eine Kombination aus Fachkräften und Nicht-Fachkräften benötigt. 
Ein Teil des Personals muss einen stabilen Rahmen vorgeben und für Kontinuität stehen. Zusätzlich 
werden andere Zielgruppen angesprochen werden, die die Voraussetzungen erfüllen: Eltern, 
Senioren, Studenten, Minijobinteressierte, FSJ-ler. Die Rahmenbedingungen ergeben sich aus 
Standardverträgen und aus dem Arbeitsklima, das am jeweiligen Standort herrscht. Anreize können 
über die Dienstpläne gesetzt werden, diese liegen im Zuständigkeitsbereich der jeweiligen 
Schulkindbetreuungsleitungen. Die Einbindung der Vereine wurde oben beschrieben. Kreativität ist 
gefragt, denn neben Sport und Basteln findet sich vielleicht z.B. auch für Gartenarbeit fähiges 
Personal. 

 

Achim Höckh: 
Elterninitiativen halte ich für relativ konstant und erfolgversprechend. Bei Vereinen sehen ich dies 
differenziert. Speziell hierfür gegründete Vereine müssen unbedingt mit eingebaut werden. Bei 
anderen Vereinen sehe ich eventuell die Problematik im Wechsel der Verantwortlichen und damit 
einer eventuellen Planungsunsicherheit. Alle Beteiligten müssen langfristig planen können. Der 
Einsatz von Fördermittel muss geprüft werden, Vereine müssen für ihren Aufwand entschädigt 
werden. Die Zuständigkeiten sind genau zu definieren und die Abstimmungsprozesse müssen 
möglichst unbürokratisch ablaufen. Eine Koordinationsstelle in der Kommune oder Schule kann hier 
helfen. Neben den finanziellen Anreizen ist vor allem Anerkennung und Wertschätzung durch alle 
notwendig. 

 

Lukas Haderlein: 
Der Fachkräftemangel trifft uns auch im Bereich Ganztagesschule. Um trotz dieser Situation eine 
zuverlässige und hochwertige Betreuung sicherstellen zu können, müssen wir eine Mitwirkung bei 
der Umsetzung des Konzepts Ganztagsschule attraktiv gestalten. Dabei setze ich als Bürgermeister 
für Ammerbuch auf flache Hierarchien mit klaren Zuständigkeiten, großen 
Entscheidungsspielräumen vor Ort und einen lebendigen Austausch. Wer sich und seine Stärken 
frei entfalten kann und einer sinnstiftenden Tätigkeit nachgeht, bringt sich gerne ein und bleibt gerne 
dabei. Diese Rahmenbedingungen werde ich für Ammerbuch schaffen und dafür einstehen. 

 

 

2. Betreuungssituation & Kapazitäten 

Ausgangssituation in Ammerbuch: 

• Im Schuljahr 2026/27 werden an allen Standorten voraussichtlich nicht alle Kinder einen 
Betreuungsplatz erhalten.  

• Der Bedarf an verlässlicher Betreuung übersteigt bereits heute das vorhandene Angebot.  
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Frage 
2a) Welche konkreten kurzfristigen Maßnahmen planen Sie, um die aktuelle 

Unterversorgung bei Betreuungsplätzen zu beheben? 

 

Norbert Gimpl: 
Kurzfristig muss die Gemeinde umgehend die notwendigen Mittel aus kommunalem Haushalt, 
Landes- und Bundesprogrammen bereitstellen, damit jedes anspruchsberechtigte Kind einen 
Betreuungsplatz erhält. Mir ist bekannt, dass lokale Akteure bereits heute einen sehr großen Beitrag 
leisten und dabei an ihre Grenzen stoßen. Diese Strukturen dürfen nicht überfordert werden, 
sondern müssen verlässlich unterstützt und eingebunden werden. Bei der Fachkräftesituation 
müssen wir breiter denken. Neben Fachkräften können auch FSJ/BFD-Kräfte, Quereinsteiger und 
Kooperationen mit Vereinen unterstützen – eingebunden in klare Strukturen. Gleichzeitig müssen 
Arbeitsbedingungen verlässlich und attraktiv sein. Nur so gewinnen und halten wir Personal. 

 

Max Karrenführ:  
Die aktuelle Situation zeigt deutlich, dass der Bedarf an Betreuung das Angebot übersteigt. Hier 
müssen wir kurzfristig handlungsfähig sein, ohne dabei langfristige Lösungen aus dem Blick zu 
verlieren. Wie stellen wir dies am Besten an. Hier benötige ich auch mehr Einblicke als mir aktuell 
zur Verfügung stehen. Ich kann jedoch sagen, dass ich hier sehr klar schauen werde, wo genau die 
Bedarfe sind und wie sich diese im Zweifel im Sinne aller Betroffenen (Eltern, Einrichtungen, 
Personal und Verwaltung) gebündelt werden können um ein Angebot zu schaffen. Es ist schwer für 
bestimmte Einrichtungen Entscheidungen zu treffen, wenn einem die notwendigen Informationen 
fehlen. Ich möchte aber versichern, dass ich die Sorgen ernst nehme und mit den Einrichtungen ins 
Gespräch gehen werde. Was hier für mich besonders wichtig ist, ist die Schaffung eines 
Feedbackbogens, der das Ziel hat die Bedarfe immer wieder erneut eine klaren, offenen und 
transparenten Prüfung und Priorisierung zu unterziehen. So können wir am Ende schneller, besser 
und deutlich bedarfsgerechter reagieren. Hier wäre auch „Springer“ Dienste, soweit sie nicht zu 
einer zu hohen Belastung der Betroffenen Erzieherinnen und Erzieher führen. Alles steht und fällt 
eben auch mit der Leistungsfähigkeit und Widerstandsfähigkeit unserer Mitarbeitenden in den 
Einrichtungen. Eine weitere Möglichkeit sind Tagesmütter die durch die Gemeinde gefördert werden 
könnten, soweit dies Möglich ist. Hier wären kleinere dezentralere Lösungen eventuell umsetzbar. 
Darüber können wir gern sprechen. 

 

Andreas Schmitz: 
Kurzfristig müssen wir uns das konkret anschauen, ich kenne noch nicht alle Details und kann das 
nicht befriedigend beantworten.  Aber: Genau diese Situation erlebe ich in Ammerbuch an vielen 
Stellen (Freibad, Spielplätze, Infrastruktur, Barrierefreiheit, ...): Wir laufen immer wieder in solche 
Situationen, weil ein übergeordneter Plan fehlt. Das stört mich als Bürger am meisten und deshalb 
trete ich an. Ich will weg von diesen isolierten Einzelentscheidungen, die nicht zusammenpassen 
und hin zu tragfähigen Gesamtlösungen. 

 

Michel Salzer: 
Kurzfristig braucht es pragmatische Schritte, um die Unterversorgung zu entschärfen: zusätzliche 
Übergangsräume, flexible Erweiterungen bestehender Gruppen und gezielte Stundenaufstockungen 
dort, wo Teams das leisten können. Auch qualifiziertes zusätzliches Personal – etwa Honorarkräfte, 
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Studierende oder Kooperationen mit Vereinen – könnte helfen. Gleichzeitig wünsche ich mir einen 
Ammerbucher Weg: einen engen, trägerübergreifenden Austausch, damit wir Ressourcen bündeln, 
Lösungen schneller finden und gemeinsam Verantwortung tragen. Mittelfristig führt an ausreichend 
pädagogischem Personal und bedarfsgerechten Räumlichkeiten kein Weg vorbei – kurzfristige 
Maßnahmen können nur überbrücken. 

 

Daniel Rudolph: 
Ich werde mich zunächst über den genauen Sachstand informieren lassen. Dies bestimmt, welche 
Maßnahmen (Mittagsband, Nachmittag, Räume?) ergriffen werden müssen. Ich gehe davon aus, 
dass sich die Verantwortlichen bereits Lösungen überlegt haben. Das Anwerben von Personal ist 
bereits oben beschrieben. In Bezug auf Räume kommen das Anmieten in anderen Gebäuden, 
Mehrfachnutzung bestehender Räume und ansonsten mobile Einheiten infrage. Hier wird von allen 
Seiten Flexibilität gefragt, um pragmatische und kurzfristige Lösungen zu finden. Wichtig ist in jedem 
Fall das Einbeziehen der Eltern. 

 

Achim Höckh: 
Die Betreuungssituation muss genau erhoben werden und zum Beispiel bei neuen Baugebieten  
von Anfang an mit eingeplant werden. Aktuell sind nahezu alle Anbieter auf der Suche nach  
ausreichend Personal. Ich gehe davon aus, dass dies am ehesten gelingt, wenn sich das Personal  
wohl fühlt und möglichst wenig Aufgaben außerhalb der eigentlichen Tätigkeit übernehmen muss.  
Hierzu können alle Beteiligten beitragen. Der Umgang mit den Fachkräften sollte von allen Seiten  
so positiv sein, dass diese „Werbung“ für die freien Stellen in unseren Einrichtungen machen.  
Hierdurch kann meines Erachtens eine hohe Fluktuation vermieden und zusätzliches Personal  
angelockt werden. 
Zur räumlichen Situation habe ich bereits unter Frage 1a meine Meinung mitgeteilt. 

 

Lukas Haderlein: 
1. Genaue Analyse der Situation, gemeinsam mit den betroffenen Personengruppen. 2. 
Interkommunale Kooperationen zur Abmilderung vorübergehender Engpässe und um eine 
gemeinsame Wissensbasis zu schaffen. Die Lösungen für die Probleme Ammerbuchs müssen nicht 
neu erfunden werden, wenn andere Gemeinden bereits gute Lösungen haben, die wir nur auf 
unseren speziellen Fall anpassen müssen. 3. Vorausschauende Bedarfsplanung unter enger 
Einbindung der Eltern wie auch des GEB Schulen. Beteiligung schafft Verständnis und Lösungen, 
die von Mehrheiten getragen werden.  
 

  

 

Frage 

2b) Welche strukturellen Lösungen wollen Sie darüber hinaus umsetzen, um den Bedarf 
künftig verlässlich zu decken und eine dauerhaft stabile Betreuungssituation 
sicherzustellen – insbesondere im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie? 

 

Norbert Gimpl: 
Langfristig braucht es eine verlässliche Struktur, die Vertrauen schafft. Wenn kurzfristige 
Maßnahmen greifen und sichtbar Ergebnisse liefern, werden sich auch lokale Akteure wieder stärker 
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einbringen. Aktuell fehlt dieses Vertrauen häufig, weil Abläufe unklar sind und Mittel nicht immer 
zielgerichtet eingesetzt werden. Deshalb braucht es klare Zuständigkeiten, transparente 
Entscheidungen und nachvollziehbare Prioritäten. Wenn die Gemeinde hier verlässlich arbeitet, 
entsteht wieder Bereitschaft zur Zusammenarbeit–und damit eine stabile Betreuung, die dauerhaft 
trägt. 

 

Max Karrenführ:  
Langfristig braucht es eine verlässliche und vorausschauende Planung, damit Familien sich auf die 
Betreuungssituation verlassen können und wir nicht dauerhaft hinter dem Bedarf herlaufen. Dazu 
zählt eine klare Prognose der Bedarfszahlen auf Basis der Geburtenraten. Hier ist es wichtig 
fortlaufend am Ball zu bleiben und auch die Zustände der Einrichtungen und die Ausstattungen 
regelmäßig zu überprüfen. Ich bin für eine Schadensmelder-App (für Eltern und 
Gemeindemitarbeiter) um sofort auf Schäden und Bedarfe hingewiesen zu werden. Ich möchte 
nichts aussitzen oder gar übersehen. Ich bin überzeugt, dass mehrere Augen am Ende auch deutlich 
mehr sehen und entdecken. Dies sorgt dafür, dass unsere Einrichtungen länger in einem guten 
zustand bleiben und wir so eventuell Folgekosten niedriger halten, als ohne ein solches 
Frühwarnsystem. Das spart am Ende dringend benötigte Mittel für Personal und oder dann später 
anfallende Renovierungen oder Erweiterungen. Ähnliches gilt für die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie. Hier sollten wir über Betreuungszeiten sprechen für Eltern, aber auch über flexible 
Arbeitszeitmodelle für Mitarbeitende, als eine erste Grundidee. 

 

Andreas Schmitz: 
Planungssicherheit für Familien: Betreuung, Räume und Personal müssen gemeinsam geplant 
werden – nicht im Nachhinein. Ich möchte für Ammerbuch eine Plattform „Ammerbuch gestalten“ 
aufbauen, wo wir gemeinsam Projekte aufsetzen, die richtigen (nämlich die Besten) Leute für die 
Umsetzung an einen Tisch holen (Ehrenamt, Verwaltung, Gemeinderat, Wirtschaft), uns Ziele 
setzen, entscheiden und umsetzen. Zusammenarbeit muss organisiert werden. Wir haben viele 
Ideen, aber es fehlt oft am übergreifenden Plan und an der Umsetzung.  

 

Michel Salzer: 
Mittel- und langfristig braucht Ammerbuch eine verlässliche, gut abgestimmte Planung. Dazu 
gehören bedarfsgerechte Räumlichkeiten, moderne Standards und klare Prioritäten bei 
Investitionen – idealerweise unterstützt durch Förderprogramme. Entscheidend ist aber das 
Personal: Wir müssen Ammerbuch als attraktiven Arbeitsort stärken – mit guten 
Arbeitsbedingungen, verlässlichen Strukturen und echten Entwicklungsperspektiven. Durch den 
Tarifabschluss 2025/26, den ich den Erziehenden ausdrücklich gönne, entsteht zusätzlicher 
Vertretungsbedarf; am weiteren Ausbau führt daher kaum ein Weg vorbei. Denn Verlässlichkeit ist 
für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zentral. Ohne ausreichend Personal drohen Ausfälle – 
und genau das müssen wir verhindern. 

 

Daniel Rudolph: 
Ich werde die bestehenden Strukturen und Angebote soweit wie möglich nutzen. In diesem Fall 
bietet sich ein Arbeitskreis mit allen Beteiligten an, um gemeinsam ein Transformationskonzept zu 
erstellen, das bis zur vollständigen Einführung der Ganztagsschule bis zur 4. Klasse reicht. Ich rege 
außerdem an, möglichst viele Erfahrungen aus anderen Gemeinden einzubeziehen, um alle 
Handlungsoptionen auszuloten, die zur Situation in Ammerbuch und für alle sechs Teilorte passen. 
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Innerhalb der Verwaltung muss es einen klaren, fachlich kompetenten Verantwortlichen geben, der 
als Koordinator und Ansprechpartner fungiert. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 2a. 

 

Lukas Haderlein: 
Mit der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf eine Ganztagsschule wird ein erster, wichtiger Schritt 
gegangen. Nun müssen wir das für Ammerbuch beschlossene Konzept Wahlganztag im Format 3/7 
mit Leben füllen. Dabei ist für mich als Bürgermeister für Ammerbuch besonders wichtig, dass wir 
unser Konzept an den tatsächlichen Bedarfen orientieren und wo notwendig regelmäßig dem Bedarf 
anpassen. Dazu gehört für mich ein offenes Austauschformal mit den Schulleitungen und der 
Elternschaft ebenso dazu, wie eine selbstkritische Haltung der Verwaltung. Um dem 
Fachkräftemangel entgegenzuwirken setze ich auf multiprofessionelle Teams, die Schaffung von 
Ausbildungskapazitäten vor Ort und die Kooperation mit Fachschulen. Zuletzt schaffen wir eine 
langfristige Bedarfsplanung um für die Zukunft gerüstet zu sein.  

 

 

3. Kleine Schulstandorte & Schulstruktur 

Ausgangssituation in Ammerbuch: 

• Kleine Standorte wie Pfäffingen und Poltringen haben Schwierigkeiten, Ganztagsangebote 
organisatorisch umzusetzen.  

• In Pfäffingen ist der Schulstandort durch die aktuelle Entwicklung konkret gefährdet.  

• Gleichzeitig besteht ein großes Interesse am Erhalt wohnortnaher Schulen.  

 

Frage 
3a) Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um kleinere Grundschulstandorte – 

insbesondere Pfäffingen – langfristig zu sichern? 

 

Norbert Gimpl: 
Kleine Schulstandorte wie Pfäffingen müssen aktiv gestärkt werden. Dazu gehört ein verlässliches 
Ganztags- und Betreuungsangebot direkt vor Ort, damit die Schule für Familien attraktiv bleibt. 
Wichtig ist außerdem, die Standorte im Verbund zu denken und Kapazitäten sinnvoll zu steuern, 
damit sie stabil bleiben. Gleichzeitig müssen Räume und Ausstattung Schritt halten, damit 
zeitgemäß gearbeitet werden kann. Die enge Verbindung zu Kitas und Betreuung sorgt dafür, dass 
der Standort als fester Anker im Ort erhalten bleibt. 

 

Max Karrenführ:  
Kleine Schulstandorte sind für viele Ortsteile ein wichtiger Anker. Gleichzeitig müssen wir ehrlich 
prüfen, wie wir diese unter den aktuellen Rahmenbedingungen dauerhaft tragfähig halten können. 
Zur Wahrheit gehört jedoch auch dazu, dass die Entscheidung ob ein Standort erhalten bleibt oder 
nicht, nicht allein bei der Gemeinde liegt. Hier spielt auch das Land, genauer das Schulamt des 
Landkreises Tübingen eine wichtige Rolle. In Bezug auf Grundschulen ist es jedoch wichtig zu 
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wissen, dass für Grundschulen ein besonderer Schutz gilt. Das Land verfolgt das Ziel, 
Grundschulstandorte möglichst wohnortnah zu erhalten. Eine Schließung wird daher oft erst dann 
genehmigt, wenn die Mindestschülerzahlen dauerhaft unterschritten werden und pädagogisch 
sinnvoller Unterricht an diesem Standort nicht mehr möglich ist. Eine Feststellung, dass sich eine 
Schule finanziell nicht mehr tragen würde, reicht also nicht aus. Hier sind weitere Bedingungen, die 
vor allem Grundschulen Schutz bieten zu berücksichtigen. Neben der Klassengröße, den 
Schülerzahlen sind dies auch zumutbare Schulwege und ob an dem Bestandsort noch ein 
pädagogisch tragfähiges Angebot gewährleistet werden kann. Wenn als z.B. Pfäffingen erhalten 
werden soll – wofür ich im Sinne aller Schülerinnen und Schüler bin – dann müssen wir uns die 
Bedingungen genau anschauen und hier offen und ehrlich miteinander sprechen. Der Schulstandort 
in Entringen „platzt“ wie mir in mehreren Gesprächen bereits gesagt wurde aus allen Nähten. Hier 
sehe ich Chancen, z.B. durch einen Bus-Shuttle die Schülerinnen und Schüler nach Pfäffingen zu 
bringen. All dies soweit gewünscht und umsetzbar. Denn Ideen sind da um über sich den Austausch 
zu starten, nicht sie als „gesetzt“ zu sehen. 

 

Andreas Schmitz: 
Wohnortnahe Schulen sind für Familien ein Mehrwert. Ich muss aber sagen noch höher gewichte 
ich die Qualität des Angebots. Insofern: Lokale Standorte sichern, aber dann, wenn wir es auch mit 
Qualität hinbekommen. Hier spreche ich aus eigener Erfahrung: Zu meiner Grundschulzeit ging 
jeder zweite Jahrgang nicht in Entringen wo ich wohnte sondern in Breitenholz in die Schule. Ich 
kann mich heute noch an zwei Dinge erinnern: Erstens Diskussionen in der Elternschaft darüber ob 
man das den Kindern zumuten kann. Das zweite woran ich mich erinnere: Es waren die zwei 
schönsten Jahre meiner Schulzeit, weil meine Lehrer Herr Langermann und Frau Hahn mit viel 
Einsatz in diesem wunderschönen Schulhaus etwas besonderes daraus gemacht haben. Ich bin 
beiden dafür noch heute sehr dankbar.  

 

Michel Salzer: 
Kleine Grundschulstandorte wie Pfäffingen sichern wir nur durch eine verlässliche, langfristige 
Planung. In Pfäffingen zeigt sich, dass fehlender marktverfügbarer Bauraum die Schülerzahlen 
beeinflusst. Perspektivisch muss der Ort daher wachsen dürfen, um die Schule zu stabilisieren – 
denn kurze Beine brauchen kurze Wege. Poltringen hat u.a. durch neue Baugebiete eine bessere 
Entwicklung. Sollte sich die Lage dennoch nicht ausreichend stabilisieren lassen, braucht es eine 
gemeinsame Lösung mit Pfäffingen und Poltringen, zumal Altingen und Entringen keine Kapazitäten 
haben. Ziel bleibt, die kleinen Standorte zu stärken und Planungssicherheit zu schaffen. Im Ernstfall 
kann auch eine Ausdifferenzierung eine Chance sein – das gilt es sorgfältig abzuwägen. 

 

Daniel Rudolph: 
Wichtig ist der Grundsatz: „Kurze Beine – kurze Wege.“ 
Nach ersten Informationen reichen die Anmeldungen zum Ganztag aus. Auch zukünftig wird es 
darauf ankommen, dass viel Werbung für die Anmeldung gemacht wird, um den Standort nicht zu 
gefährden. Es wird eine realistische Bedarfsprognose für die nächsten Jahre benötigt. Solange die 
Schülerzahlen ausreichen, sehe ich gute Chancen für den Standort. Die organisatorische 
Umsetzung der Betreuung muss doch machbar sein! 
Maßgebend sind Zuzüge von jungen Familien, hierfür braucht es attraktive Bedingungen und 
ausreichend bezahlbaren passenden Wohnraum. Hier ist Geschwindigkeit angesagt, denn das 
Entwickeln von Neubaugebieten dauert aus verschiedenen Gründen zu lang. 
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Achim Höckh: 
Zur langfristigen Sicherung der Kinderbetreuung, der Schulen aber auch der Vereine brauchen wir 
unbedingt junge Familien in allen Teilorten Ammerbuchs. Diese müssen von außerhalb angelockt 
und in allen Teilorten Ammerbuchs gehalten werden. Mögliche Wohnformen, innerörtliche 
Bebauung sowie eine mögliche Außenentwicklung sind zu prüfen. Alle Schulstandorte müssen 
möglichst erhalten bleiben. Kritisch wird dies, wenn Personal oder die Kinder darunter leiden oder 
dadurch benachteiligt werden. Das Thema Inklusion ist untrennbar mit der Kinderbetreuung 
verknüpft. Auch hier stoßen wir an Kapazitätsgrenzen. Unsere Gemeinschaftsschule berücksichtig 
bereits die unterschiedlichen Niveaus. Die Schulen helfen sich in Notfällen mit kurzfristigen 
Personalverschiebungen aus. Dies muss die Ausnahme bleiben. 

 

Lukas Haderlein: 
Die Umsetzung der Ganztagsschulen bietet große Chancen, einzelne Schulstandorte durch ein 
besonderes Betreuungsprofil noch interessanter zu machen. Möglich wäre beispielsweise am 
Schulstandort Pfäffingen modellhaft ein Betreuungsangebot an allen 5 Tagen zu schaffen, um 
bedarfsgerechte Lösungen zu schaffen, und die Grundschule in Pfäffingen auch für Kinder aus 
anderen Teilorten attraktiv zu machen. Parallel hierzu müssen wir in Pfäffingen zeitnah für mehr 
bezahlbaren Wohnraum sorgen. Das gelingt in den nächsten Jahren nur durch Innenentwicklung. 
Daneben müssen wir für Pfäffingen auch prüfen, wo der Ort perspektivisch wachsen kann. 

 

 

Frage  

3b) Welche Kriterien würden Sie heranziehen, um über die Zukunft einzelner Schulstandorte 
zu entscheiden? 
Und wo sehen Sie Grenzen beim Erhalt wohnortnaher Schulangebote? 

 

Norbert Gimpl: 
Entscheidend ist, ob ein Standort dauerhaft tragfähig organisiert werden kann. Dazu gehören 
ausreichende Schülerzahlen, stabile Abläufe und passende Betreuungsangebote. Die Beispiele 
Breitenholz und Reusten zeigen, dass es Grenzen gibt, wenn diese Voraussetzungen nicht mehr 
erfüllt sind. Grundsätzlich ist es mein Ziel, dass jeder Ort eine eigene Grundschule mit 
Betreuungsangebot behält. Gerade in den prägenden Jahren brauchen Kinder ein stabiles Umfeld, 
kurze Wege und vertraute Strukturen. Hier entstehen Freundschaften, Sicherheit und ein Stück 
Heimat. 

 

Max Karrenführ:  
Entscheidungen über Schulstandorte dürfen nicht aus dem Bauch heraus getroffen werden. Sie 
brauchen eine sachliche Grundlage und klare, nachvollziehbare Kriterien. Diese Kriterien sind 
neben den gesetzlichen Voraussetzungen auch fiskalische Voraussetzungen. Wie hoch sind 
Nebenkosten, Unterhaltskosten und Folgekosten für Sanierungen, Raumschaffung (Anbauten z.B. 
für Ganztagesbetreuung) und kann die Gemeinde diese aus den laufenden Mitteln des Haushaltes 
heraus stemmen. Falls nicht muss erstes Ziel sein, nicht an Schließung zu denken, sondern wie 
können wir unseren Haushalt so aufstellen, dass die Sicherung gewährleistet wird. Grenze ist und 
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bleibt, wenn die Wirtschaftlichkeit eines Standortes derart durch geringe Nutzung (zu geringe 
Schülerzahlen bei gleichzeitigem Verlust der pädagogischen Qualität) belastet wird, dass es für alle 
Beteiligten keinen Sinn mehr hat, den Standort zu halten. Schließung ist als letzte aller Mittel, dass 
ich nach Möglichkeit verhindern zu suche. 

 

Andreas Schmitz: 
Entscheidungen müssen sich an Qualität, Organisation und langfristiger Tragfähigkeit orientieren. 

 

Michel Salzer: 
Schulstandorte sind zugleich Lernorte wie identitätsstiftende Anker im Ort - solange es 
pädagogisch, organisatorisch und finanziell darstellbar ist, setze ich mich daher vehement für ihren 
Erhalt ein. Entscheidungen über Schulstandorte brauchen klare, transparente Kriterien. Dazu 
gehören stabile Schülerzahlenprognosen, die bauliche Situation, pädagogische Qualität, 
Ganztagsfähigkeit, Erreichbarkeit und die Kapazitäten der umliegenden Standorte. Auch die 
Entwicklungsmöglichkeiten eines Ortes – etwa durch verfügbaren Wohnraum – spielen eine Rolle. 
Grenzen wohnortnaher Angebote entstehen dort, wo dauerhaft zu geringe Schülerzahlen die 
Qualität gefährden, Personal fehlt oder andere Schulen ebenfalls gefährdet sind. Das Land setzt 
zudem Rahmenvorgaben. 

 

Daniel Rudolph: 
Bisher wurden zwei Standorte geschlossen: Reusten und Breitenholz. Beides mal auf Wunsch der 
Elternschaft, da sie die pädagogische Qualität beeinträchtigt sahen. Das ist für mich ebenfalls die 
rote Linie: Wenn die große Mehrheit der Eltern mit der pädagogischen Qualität der Grundschule 
unzufrieden ist, da die Klassen zusammengelegt werden müssen und mehre Jahrgänge zusammen 
lernen, ist Schulschließung leider die Option. Der ausdrückliche Wunsch der betroffenen Eltern 
spielt dabei eine entscheidende Rolle. Als Bürgermeister werde ich mich dafür einsetzen, 
bestehende Standorte zu erhalten. Sie schaffen sozialen Zusammenhalt und ein soziales Netz unter 
den Schülern für ein gesundes Aufwachsen. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 3a. 

 

Lukas Haderlein: 
Zentrales Kriterium muss hier der Bedarf und die Deckung des vorhandenen Bedarfes sein. 
Ammerbuch hat bereits zwei der ursprünglich 6 Schulstandorte aufgegeben. Mit den nun 
bestehenden vier Schulstandorten sind wir gut aufgestellt! Wenn wir es in Ammerbuch künftig 
schaffen, mehr bezahlbaren Wohnraum für junge Familien zu schaffen, dann werden wir die aktuell 
bestehenden Grundschulen auch weiterhin brauchen, um den Bedarf zu decken. Dafür möchte ich 
mich in den nächsten 8 Jahren als Bürgermeister für Ammerbuch einsetzen. 

 

 

Frage 

3c) Welche konkreten Maßnahmen planen Sie zur Umsetzung von Inklusion an den 
Ammerbucher Grundschulen? 
Wie wollen Sie sicherstellen, dass Kinder mit unterschiedlichen Fähigkeiten, 
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Begabungen und Bedürfnissen im Schulalltag angemessen unterstützt und eingebunden 
werden – insbesondere im Hinblick auf personelle Ressourcen, räumliche 
Voraussetzungen und die Organisation? 

 

Norbert Gimpl: 
In Ammerbuch wird Inklusion bereits über enge Zusammenarbeit organisiert – zwischen 
Grundschulen, der Gemeinschaftsschule in Entringen, dem Präventionsnetzwerk GAiA und der 
Jugendhilfe. Diese Strukturen müssen weiter gestärkt und verlässlich organisiert werden, damit 
Unterstützung frühzeitig ankommt. Dazu gehören ausreichend Personal, multiprofessionelle Teams 
und passende Rahmenbedingungen. Auch Räume und Abläufe müssen so gestaltet sein, dass 
gemeinsames Lernen möglich ist. 

 

Max Karrenführ:  
Als Mensch der selbst durch eine schwere Schulterverletzung lange Zeit auf die Hilfe anderer 
angewiesen war und noch heute mit den Folgen zu kämpfen hat, ist Inklusion für mich kein Zusatz, 
sondern ein selbstverständlicher Bestandteil unserer Bildungs- und Gemeindearbeit. Entscheidend 
ist, dass sie im Alltag auch wirklich funktioniert. Inklusion beginnt für mich bei dem Willen und der 
Entscheidung sie zulassen und damit den ersten Schritt getan zu haben. Jeder Mensch ist für sich 
besonders, individuell und bringt seine Stärken und auch die ein oder andere Schwäche oder 
manchmal auch Beeinträchtigungen mit. Für all dies, kann die betreffende Person selbst noch 
jemand anderes etwas dafür. Das bedeutet für mich, dass Hilfe selbstverständlich ist und eben 
nicht Bevormundung. Aus Erfahrung weiß ist, dass es nicht immer einfach ist Hilfe zu sehen und 
anzunehmen. Es ist aber wichtig diese anzubieten. Warum? Nur so können die von Ihnen 
angesprochenen Fähigkeiten, Begabungen und Bedürfnisse aufrichtig gezeigt, gesehen und 
angenommen werden. Das ist Grundvoraussetzung für gute und passgenaue Inklusion. Es braucht 
nicht immer den großen Wurf. Manchmal reichen auch schon die gereichten Hände und das 
Annehmen des Gegenübers als Individuum mit eigenem Willen und Wünschen. Dort wo es baulich 
notwendig ist müssen die Maßnahmen umgesetzt werden. Dort wo es menschlich sinnvoll und nötig 
ist, möchte ich motivieren und fördern. Beides kann die Gemeinde leisten. Wenn es besonders nötig 
wird, müssen Sonderpädagogen oder auch Alltagsbegleitungen (Mensch oder Tier, meist Hund) 
möglich gemacht werden. 

 

Andreas Schmitz: 
Inklusion ist kein Zusatz, sondern eine Aufgabe. Dafür braucht es ausreichend Personal, passende 
Räume und funktionierende Strukturen. 

 

Michel Salzer: 
Jedes Kind mit seinen Stärken und Bedürfnissen muss gesehen werden. Dafür brauchen unsere 
Schulen Menschen, die Zeit haben: Sonderpädagoginnen, Schulsozialarbeit, Schulbegleitungen 
und multiprofessionelle Teams. Wichtig sind auch Räume, in denen Kinder sich zurückziehen oder 
in kleinen Gruppen arbeiten können. Und es braucht Absprachen, die im Alltag wirklich tragen – 
zwischen Lehrkräften, Begleitungen und Eltern. Ich möchte diese Strukturen stärken und dafür 
sorgen, dass Schulen die Unterstützung bekommen, die sie brauchen, damit jedes Kind seinen Platz 
findet und gut lernen kann. Am Ende steht und fällt vieles mit der Verfügbarkeit von Personal und 
den nötigen Kapazitäten – dafür müssen wir im Rahmen unserer Möglichkeiten gemeinsam 
verlässliche Lösungen schaffen. 
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Daniel Rudolph: 
Der Staat hat sich zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet. Inklusion ist 
eine persönliche Herzensangelegenheit. Unser jüngster Sohne wird mit dem Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung durch Schulbegleitung unterstützt und kann daher eine Regelschule besuchen. 
Dieses Thema war Neuland in unserer Grundschule, wurde aber letztendlich erfolgreich umgesetzt.  
Organisatorisch wird dies je nach Förderschwerpunkt durch verschiedene Institutionen begleitet 
(Landratsamt, Jugendamt, SBBZ). Hierüber läuft auch die Finanzierung und Bereitstellung von 
Ressourcen, z.B. Sonderpädagogen. Für die Umsetzung der Rechtsansprüche werden durch die 
Gemeinde Schulbegleiter angestellt.  
Der Gemeinderat hat sich zur Bedeutung von Inklusion bekannt und eine Stelle im Haushalt 
bewilligt. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 3a. 

 

Lukas Haderlein: 
Als Schulträger ist es die Aufgabe der Gemeinde, die Schulgebäude barrierefrei in jeglicher Hinsicht 
zu gestalten. Das schafft ein stabiles Fundament für Lösungen, die auf individuelle Bedürfnisse 
eingehen. Ebenfalls werde ich als Bürgermeister für Ammerbuch einen engen Austausch mit den 
Schulleitungen der vier Ammerbucher Grundschulen leben, um die Schulgebäude eng mit dem 
jeweiligen pädagogischen Konzept der Schule zu planen und auszugestalten. Zuletzt setze ich auch 
hier auf multiprofessionelle Teams an den Schulen, um stärken der Schülerinnen und Schüler 
gezielt stärken und Unterstützungsmöglichkeiten bedarfsorientiert anbieten zu können. 

 

 

4. Sichere Schulwege & Schülertransport 

Ausgangssituation in Ammerbuch: 

• Schülerinnen und Schüler aus einzelnen Teilorten sind auf den Weg zu anderen Schulstandorten 
angewiesen.  

• Der Schülertransport erfolgt derzeit häufig durch Eltern oder über den öffentlichen Nahverkehr, 
teilweise bereits ab der ersten Klasse.  

• Im Zuge möglicher Veränderungen der Schulstruktur könnte der Bedarf an verlässlichen 
Transportlösungen weiter steigen.  

• Gleichzeitig kommt es im Umfeld der Schulen regelmäßig zu unübersichtlichen Verkehrssitua-
tionen, insbesondere durch Bring- und Abholverkehr („Elterntaxis“).  

• Auch parkende Fahrzeuge im Bereich von Querungen (z. B. Zebrastreifen oder Fußgängerampeln) 
beeinträchtigen die Verkehrssicherheit.  

 

Frage 
4a) Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um sichere und verlässliche Schulwege für 

alle Kinder in Ammerbuch zu gewährleisten? 
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Norbert Gimpl: 
Schulwege müssen sich daran orientieren, wie Kinder tatsächlich unterwegs sind. Deshalb braucht 
es für alle Standorte klare Schulwegpläne, die gemeinsam mit Eltern, Schulen und Verwaltung 
erarbeitet werden. Gefahrenstellen wie Querungen, unübersichtliche Bereiche oder stark befahrene 
Straßen müssen gezielt entschärft werden – zum Beispiel durch sichere Übergänge, bessere 
Beschilderung und Verkehrsberuhigung im Umfeld der Schulen. Regeln allein reichen nicht. 
Entscheidend ist, dass sie eingehalten werden. Deshalb braucht es auch Kontrollen und klare 
Konsequenzen, damit Sicherheit im Straßenverkehr tatsächlich gewährleistet ist. Auch innerhalb 
der Ortsteile braucht es sichere Fuß- und Radwege, damit Kinder möglichst eigenständig unterwegs 
sein können. 

 

Max Karrenführ:  
Die Sicherheit auf dem Schulweg ist ein zentrales Anliegen vieler Eltern und absolut berechtigt. Hier 
müssen wir genau hinschauen, wo konkrete Verbesserungen notwendig sind. Ammerbuch hat hier 
schon seine Hausaufgaben gemacht und die aktuellen Gehschulwege geplant und den Bürgerinnen 
und Bürgern unter https://www.ammerbuch.de/leben-wohnen/kinderbetreuung-
bildung/schulwegeplan zur Verfügung gestellt. Hier können Sie die empfohlenen und sicheren Wege 
für Ihre Kinder nachvollziehen. Bestandteil guter Schulwege sind sichere Querungsmöglichkeiten 
wie Ampelanlagen und oder Fußgängerüberwege die gut sichtbar sind. Regelmäßige Schulübungen 
zum Verhalten im Straßenverkehr (zu Fuß, mit Rad oder mit den öffentlichen Verkehrsmitteln) 
sollten hier ergänzend zu den erzieherischen Maßnahmen in den Elternhäusern durchgeführt 
werden. Dort wo die Gemeinde selbst Maßnahmen anordnen kann, sollten diese, soweit sie 
rechtlich möglich und für die Sicherheit notwendig sind, auch umgesetzt werden. Dort wo der 
Landkreis zuständig ist, sollten die entsprechend gut vorbereiteten Anträge gestellt werden. Zur 
Sicherheit gehören hier objektive Faktoren wie Gehwegbreiten, Querungsmöglichkeiten, 
Sicherverhältnisse etc. Bitte bedenken Sie immer auch, dass parkende PKW oder Kleintransporter, 
so lange diese korrekt abgestellt sind, hier keine Sichtbehinderungen im Sinne des Gesetzes 
darstellen. Das klingt immer etwas komisch, ist aber ein Teil der zu berücksichtigen ist. 

 

Andreas Schmitz: 
Sichere Schulwege haben für mich als Vater hohe Priorität. Nicht nur für Schüler sondern auch für 
Menschen die auf Barrierefreiheit angewiesen sind. Auch hier möchte ich mich vor den konkreten 
Maßnahmen einarbeiten, insofern habe ich hierfür noch keine konkreten Maßnahmen 
vorzuschlagen. 

 

Michel Salzer: 
Ich will mich dafür einsetzen, dass Kinder sicher, selbstständig und entspannt zur Schule kommen 
können. Deshalb soll die Gemeinde Schulwege regelmäßig gemeinsam mit Schulen, Eltern und der 
Polizei überprüfen und Gefahrenstellen konsequent angehen – auch mit dem Landratsamt. Dazu 
gehören bessere Querungshilfen, klare Beschilderung, sichere Rad- und Fußwege oder 
Temporeduzierungen; smarte Temposchwellen, die bei nicht angepasstem Tempo wirken, könnten 
helfen. Tempowarner könnten zwischen den Schulen rotieren. Wichtig sind gute Beleuchtung, 
sichere Übergänge an Haltestellen und verlässliche Busverbindungen. Ebenso wichtig ist 
Verkehrserziehung mit Schulen, Polizei und Eltern, damit Kinder Gefahren erkennen und sicherer 
unterwegs sind. Wo nötig, sollen Schulwegpläne überarbeitet werden. 
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Daniel Rudolph: 
Ammerbuch hat geltende Schulwege-Pläne, die die Sicherheit dieser Wege gewährleisten. In allen 
Orten wurde Tempo 30 eingeführt, wenn auch in Einzelfällen nicht durchgängig (Poltringen von 
Ortseinfahrt aus Reusten kommend bis Rathaus). Die meisten Schulen liegen innerhalb von 
Wohngebieten und damit abseitig von vielbefahrenen Straßen. Nur die Grundschule bei der GMS 
liegt außerhalb von Wohngebieten, aber auch außerhalb vom Ort. 
Sollte es punktuelle Gefahrenstellen oder Verbesserungsmöglichkeiten geben, können diese gern 
gemeldet werden. Zusätzliche Investition und die mögliche Gefahrenminderung werden 
abgewogen. Dies beurteilen dann Fachleute. Außerdem setze ich auf frühzeitige Verkehrserziehung. 

 

Achim Höckh: 
Wo möglich können Gruppen gemeinsam den Weg zu Fuß zurücklegen. Begleitung durch ältere 
Schüler oder abwechselnd durch andere Verantwortliche. Falls notwendig können im Ausnahmefall 
organisierte Fahrgemeinschaften den Verkehr reduzieren. Streckenvorgaben für die Schulwege 
müssen praktikabel und realistisch sein. Zusätzlicher Einsatz des bereits vorhandenen 
Bürgerbusses sollte geprüft werden. Durch die Kennzeichnung der Wege erhalten die anderen 
Verkehrsteilnehmer die Möglichkeit rücksichtsvoller mit den Kindern umzugehen. Parkregeln 
kontrollieren, Nutzung der Radwege und Straßenübergänge prüfen und anpassen. Wege sollen von 
allen risikofrei und ohne Hindernisse genutzt werden können. Neben dem f ließenden Verkehr und 
den parkenden Autos denke ich z.B. an Kinderwagen, Rollstuhl oder Rollator. 

 

Lukas Haderlein: 
Verkehrsraum gehört uns allen, nicht nur dem PKW Verkehr. Sichere Schulwege schaffen wir 
gemeinsam mit dem Input der Eltern unter Einbeziehung der Verkehrspolizei sowie des örtlichen 
Polizeipostens. Dabei bin ich als Bürgermeister offen für die Vorschläge der Menschen, die jeden 
Tag den betroffenen Schulweg begehen und nehme Sorgen und Nöte ernst. Gemeinsam mit den 
Schulen erstellen wir Schulwegpläne, die regelmäßig aktualisiert werden. Diese zeigen sichere 
Routen auf und markieren Gefahrenstellen. An den Gefahrenstellen etablieren wir - wo notwendig - 
freiwillige Schulwegbegleiter, die gerade in der Zeit des Schulbeginns und der Zeitumstellung für 
mehr Sicherheit sorgen. Zuletzt stärken wir die frühe Verkehrserziehung in den Schulen und 
kooperieren auch hier eng mit der Verkehrspolizei. 

 

 

Frage 

4b) Welche Rolle sehen Sie dabei für organisierte Schülertransporte (z. B. Schulbusse) – 
insbesondere im Hinblick auf Erreichbarkeit, Verlässlichkeit und Finanzierung? 

 

Norbert Gimpl: 
Schülertransporte sind dort wichtig, wo Wege zu weit oder zu unsicher sind – gerade in den 
Teilorten. Sie müssen verlässlich organisiert sein, mit klaren Fahrzeiten und einer guten 
Abstimmung auf den Schulalltag. Bestehende Angebote wie ÖPNV oder der Bürgerbus in 
Ammerbuch können sinnvoll ergänzen und Lücken schließen. Dabei gibt es unterschiedliche 
Möglichkeiten, wie solche Angebote organisiert werden können. Bei der Finanzierung braucht es 
Lösungen, die Familien nicht überlasten und gleichzeitig dauerhaft tragfähig sind. 
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Max Karrenführ:  
Mit Blick auf unterschiedliche Schulstandorte wird der Schülertransport zunehmend wichtiger. 
Dabei geht es um verlässliche und alltagstaugliche Lösungen. Eine Form (Bus-Shuttle-Innerorts) 
habe ich ja an vorheriger Stelle (Standortfaktoren) ja bereits angesprochen. Hier müssen wir mit 
dem Landkreis über Möglichkeiten sprechen, aber auch die Gespräche zu Gemeinnützigen 
Organisationen oder starken Partnern in der Wirtschaft suchen. Die Gemeinde allein wird sich dies 
aktuell leider nicht leisten können, so wichtig ich diese Möglichkeit auch halte. Hier muss man 
realistisch sein. Jedoch können gute Kooperationen ein Weg sein hier etwas auf die Beine zu stellen. 
Dazu gehört auch, die rechtlichen und vor allem versicherungstechnischen Fragen abzuwägen, zu 
benennen und dann offen und transparent hier die Gespräche beginnen. In diesen müssen dann 
z.B. Abo-Modelle, Fuhrpark, Personal, Tourenplan, Streckennetz und vieles mehr geklärt werden. 
Für all dies ist jedoch Grundvoraussetzung, dass es einen ausreichenden Bedarf gibt. Handeln nur 
um des Handeln willens sorgt oft nur zu mehr Unmut, als dass es Probleme löst. 

 

Andreas Schmitz: 
Wo Wege nicht selbstständig möglich sind, brauchen wir verlässliche Transportlösungen. Dabei 
spielen Schulbusse und der ÖPNV eine wichtige Rolle. Gerade für Kinder und Jugendliche muss 
dieser extrem zuverlässig sein. Das ist er heute nicht und das erlebe ich jeden Morgen selbst, wenn 
wir auf der App schauen, ob „der Zug fährt“. Hier besteht Handlungsbedarf.  

 

Michel Salzer: 
Wo Kinder nicht selbst zur Schule gehen oder später radeln können, braucht es einen Nahverkehr, 
auf den man sich wirklich verlassen kann. Die ÖPNV-Zeiten sind meines Wissens an die Schulzeiten 
angepasst; für die Verlässlichkeit stehen primär Landkreis und beauftragte Unternehmen in der 
Verantwortung. Wenn etwas nicht gut läuft, muss die Gemeinde früh und bestimmt einwirken. 
Schülerfahrzeuge wären für Grundschulkinder oft die beste Lösung, sind aber finanziell nicht leicht 
darstellbar. Umso wichtiger ist es, z.B. die Mittel des Landkreises konsequent zu nutzen. Und falls 
Standorte zusammengelegt werden müssten, was ich nicht hoffe, braucht es pragmatische 
Lösungen, die Familien entlasten und den Alltag der Kinder im Blick behalten. Die Gemeinde als 
Schulträgerin ist hier in der Pflicht. 

 

Daniel Rudolph: 
Die bestehenden Busse in Ammerbuch sind mit ihren Fahrplänen auf Schulbeginne ausgerichtet. 
Diese sind überwiegend zuverlässig. Für Erstklässler*innen aus benachbarten Dörfern, tun sich 
meist Eltern zusammen, die mit den Schüler*innen „Bus fahren“ üben, oder morgens in den ersten 
Wochen begleiten. Ich werde an diesem System festhalten. Organisierte Schülerbusse würden zu 
hohen Kosten führen und weniger die Selbstständigkeit der Kinder fördern. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 4a. 

 

Lukas Haderlein: 
Organisierte Schülertransporte sind ein Schlüsselbaustein für Chancengleichheit und Sicherheit. 
Wenn sie gut geplant, zuverlässig organisiert und sozial gerecht finanziert sind, entlasten sie 
Familien, erhöhen die Verkehrssicherheit und tragen wesentlich zu einem funktionierenden 
Schulalltag bei. Angesichts der Haushaltslage ist es nicht realistisch, dass zeitnah ein 
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leistungsstarkes, kostenfreies Angebot durch die Gemeinde errichtet werden kann. Daher werde ich 
als Bürgermeister für Ammerbuch gemeinsam mit dem Landkreis prüfen, wie wir private Initiativen 
stärken können und langfristig selbst eine Infrastruktur aufbauen können. Denn langfristig lohnt sich 
die Investition: Gute Schülerbeförderung reduziert Elterntaxi-Verkehr, erhöht Sicherheit und 
entlastet die Umwelt.  

 

 

Frage 

4c) Und welche Maßnahmen halten Sie für geeignet, um die Verkehrssituation im Umfeld der 
Schulen spürbar zu verbessern? 

 

Norbert Gimpl: 
Spürbar besser wird es nur, wenn sich vor den Schulen tatsächlich etwas ändert. Aktuell sieht man 
überall das gleiche Bild: Viele Eltern fahren direkt bis vor den Eingang. Es muss klar sein, wer wo 
hingehört. Andere Städte zeigen, dass es funktioniert– mit Schulzonen oder gesperrten Zufahrten zu 
den Bringzeiten, wie in Kirchheim unter Teck, Ulm oder Heidelberg. Ergänzend helfen feste 
Haltepunkte etwas entfernt („Kuss-und-Tschüss-Zonen“), sichere Übergänge undTempo-30. Ohne 
klare Regeln und Kontrollen bleibt alles wie es ist. 

 

Max Karrenführ:  
Die Verkehrssituation im Umfeld der Schulen ist in Ammerbuch zumeist schon recht gut geregelt. So 
ist in Pfäffingen ein Verkehrsberuhigter Bereich um die Schule, in Altingen und Poltringen sind dies 
30-Tempo Zonen. In Entringen liegt das neue Schulzentrum abseits der Gemeinde, direkt neben 
dem Bahnhof und hier ist durch die verkehrsrechtliche Regelung grundsätzlich dafür gesorgt, dass 
max. 20 km/h gefahren werden darf. Durch die Regelung, dass man aus Richtung Reustener Weg 
kommen ein Durchfahrtsverbot (beide Richtungen) für den individuellen PKW Verkehr vorherrscht. 
Durch angepasstes Fahrverhalten wird ebenfalls ein wesentlicher Beitrag zur Sicherheit der Kinder 
gewährleistet. In Reusten und Breitenholz hat es aktuell keine Schulen mehr, aber auch hier sind die 
Regelungen im Umfeld der Kindertageseinrichtungen auf diese angepasst, dass die Sicherheit 
gewährleistet wird. Von Seiten der Gemeinde hat es auf mich den Anschein, dass hier alle 
möglichen Schritte umgesetzt wurden, die umzusetzen sind. Wenn dem nicht so ist, teilen Sie mir 
dies gern mit. Leider muss man aber auch festhalten, dass die Sicherheit von Kindern auf 
Schulwegen oft durch unangepasstes und manchmal auch unkonzentriertes Fahrverhalten der 
Verkehrsteilnehmer verursacht werden. Hier müssen wir auf mehr Rücksicht hoffen. Wenn 
gewünscht können wir gern über weitere Maßnahmen sprechen. 

 

Andreas Schmitz: 
Das müsste ich mir vor Ort ansehen und individuell je Standort verstehen. Ich denke das 
unterscheidet sich je nach Lage der Schule stark und muss passgenau definiert werden.  

 

Michel Salzer: 
Um die Verkehrssituation rund um die Schulen zu verbessern, braucht es einen Mix baulicher 
Maßnahmen, klarer Regeln und guter Abstimmung. Wichtig sind sichere Querungen, gut einsehbare 
Übergänge und Haltezonen, die nicht zugeparkt werden. Gegen gefährdendes Parken an 
Zebrastreifen oder Ampeln braucht es konsequente Kontrollen – Kinder dürfen nicht bis an die 
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Straße vortreten müssen. Notfalls können Temposchwellen hohe Geschwindigkeiten vor Schulen 
bremsen. Kurzzeit-Haltezonen („Kiss&Go“) entlasten, wenn sie gut markiert und verlässlich 
kontrolliert werden. Wo möglich, sollten sichere Fuß- und Radwege gestärkt werden, damit weniger 
Elterntaxis nötig sind. Entscheidend ist, dass Gemeinde, Schulen und Eltern Lösungen tragen, die 
den Alltag der Kinder wirklich sicherer machen. 

 

Daniel Rudolph: 
Zunächst gehe ich davon aus, dass die Bewertung der Sicherheit bereits erfolgt ist und die 
bestehenden Schulwegepläne abgestimmt, angemessen und vollständig umgesetzt sind. Sollte es 
punktuelle Gefahrenstellen und Verbesserungsmöglichkeiten geben, können diese gemeldet 
werden. Siehe Frage oben. 
Bis auf die Schule in Entringen befinden sich alle Grundschulen innerhalb von Wohngebieten und 
damit außerhalb von Hauptstraßen.  
Konkret in Entringen wäre eine zusätzliche Ampel in der Höhe des Herdwegs zum Poltringer Weg 
vielleicht wichtig. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 4a. 

 

Lukas Haderlein: 
Viele der Ammerbucher Grundschulen liegen bereits verkehrstechnisch günstig und vor den 
Schulgebäuden sind verkehrsmindernde Maßnahmen umgesetzt. Dort wo dies noch verbessert 
werden muss, stimme ich mich eng mit den Eltern und der Lehrerschaft der Schule ab, welche 
Maßnahmen schnell, nachhaltig und finanziell realisierbar sind. Dabei arbeite ich vertrauensvoll mit 
dem Landratsamt Tübingen zusammen, das als Straßenverkehrsbehörde verantwortlich für die 
Verkehrsregelung ist. Dabei hilft uns mein Netzwerk, die ich als Leiter der Tübinger Ordnungsamtes 
in den vergangenen drei Jahren aufgebaut habe dabei, Lösungen auf Augenhöhe zu finden.  

 

 

5. Schulräume & Ausbau 

Ausgangssituation in Ammerbuch: 

• An einzelnen Standorten, insbesondere in Entringen, sind die räumlichen Kapazitäten bereits     
heute stark ausgelastet.  

• Zusätzlicher Bedarf entsteht durch steigende Schülerzahlen und den Ausbau von 
Betreuungsangeboten im Zuge des Ganztags.  

 

 

 

Frage 

5a) Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um kurzfristig zusätzliche Kapazitäten zu 
schaffen? 
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Norbert Gimpl: 
Kurzfristig geht es darum, schnell zusätzlichen Raum zu schaffen. Dafür gibt es modulare 
Schulräume, die gemietet werden können. Diese sind keine einfachen Baustellencontainer, sondern 
vollwertige, für den Schulbetrieb ausgelegte Räume mit guter Ausstattung, Heizung, Lüftung und 
Schallschutz. Sie bieten planbare monatliche Kosten und lassen sich kurzfristig aufstellen. So 
können zusätzliche Klassen- oder Betreuungsräume schnell geschaffen werden. Damit gewinnen 
wir Zeit, um langfristige Lösungen sauber zu planen. 

 

Max Karrenführ:  
In vielen Gesprächen wurde immer wieder betont, dass die Gemeinschaftsschule schon jetzt 
förmlich aus allen Nähten platzt. Dem kann man leider nicht mit Ad-hoc Maßnahmen 
entgegentreten, da dies aus meiner Sicht nur in den seltensten Fällen zielführend sein kann. Ich 
möchte mich hier direkt mit der Schulleitung, dem Schulamt und der Verwaltung zusammensetzen 
und auch direkt mit dem Architekten des Baus ins Gespräch gehen und Möglichkeiten ausloten, wie 
man den Bestandsbau nachhaltig und langfristig erweitern kann. Bisher heißt es, man könne keine 
weiteren Stockwerke hinzufügen. Das akzeptiere ich für den Bestandsbau. Ich möchte aber gern 
prüfen, ob dies auch für einen Anbau oder neuen „Seitenflügel“ gelten würde. Hier müsste eine 
Anpassung auch unter Beibehaltung des architektonischen und landschaftlichen Gesamtbildes 
möglich sein. Hierzu muss aber auch dringend der örtliche Bebauungsplan geprüft werden und mit 
der Kämmerei in Gespräche gegangen werden, ob und wie man dies zeitnah finanziell umsetzen 
können. Da es sich auch hier wieder um hohe Summen handelt, eine Ausschreibung verpflichtend 
ist und unsere Finanzlage angespannt ist, braucht es Fingerspitzengefühl. Rein aus eigener 
Schulischer Erfahrung sollte man auch offen über Ausweichquartiere nachdenken, die für einen 
Übergang genutzt werden könnten, so es diese in zumutbarer Nähe zum Schulzentrum gibt. Ein 
Container-Dorf wäre zwar auch eine Lösung für den Übergang, aber weder optisch noch praktisch 
die Lösung die ich priorisieren würde. Wäre die Situation aber nicht anders zu bereinigen, dann 
stünde ich dieser Variante aber nicht entgegen. Auch hier müssen wir aber die Kosten im Blick 
behalten. Eine Erweiterung muss, wenn sie durchführbar ist, dann auf jeden Fall so konzipiert sein, 
dass sie steigende Schülerzahlen mit berücksichtigt und wir nicht in 5 Jahren erneut vor der 
gleichen Frage stehen. 

 

Andreas Schmitz: 
Flexible Lösungen zur schnellen Entlastung, wo dies notwendig ist.  

 

Michel Salzer: 
Gute Schulen samt ausreichender Räume sind ein wichtiger Standortfaktor, damit Ammerbuch wie 
geplant wachsen kann und für Familien attraktiv bleibt. Kurzfristig brauchen wir pragmatische 
Lösungen, um den steigenden Raumbedarf aufzufangen. Dazu gehören zusätzliche 
Übergangsräume, die Nutzung geeigneter Gemeinderäume oder modulare Ergänzungsbauten, die 
(hoffentlich) schnell verfügbar sind. Wichtig ist mir, dass solche Übergangslösungen eng mit den 
Schulen abgestimmt sind und den Alltag der Kinder möglichst wenig beeinträchtigen. Parallel 
sollten wir Förderprogramme konsequent nutzen, um notwendige Maßnahmen zügig und finanziell 
tragbar umzusetzen. So schaffen wir kurzfristig Luft, während wir langfristige Ausbaupläne solide 
vorbereiten. 

 

Daniel Rudolph: 
Antwort siehe oben. 
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Achim Höckh: 
Eine langfristige Erhebung und Planung ist auch hier notwendig! Wie in fast allen anderen 
Kommunen bereits üblich, muss der Schülerstrom eventuell auch auf die vorhandenen und freien 
räumlichen Kapazitäten umgelenkt werden. Mir ist bewusst, dass dies zu Unmut bei vielen Eltern 
führt und mich sicherlich Wählerstimmen kostet. Mich selbst wird das, als künftigen Ammerbucher, 
ebenfalls treffen und stark ärgern. Wenn wir ehrlich sind, ist dies jedoch die einfachste, 
praktikabelste und am ehesten zu finanzierende Lösung. Damit könnte auch das oben erörterte 
Problem für die kleinen Schulen reduziert werden. Für jeden anderen Lösungsvorschlag bin ich 
jederzeit offen und dankbar 

 

Lukas Haderlein: 
Insbesondere die Umsetzung der Ganztagsschule sorgt in teilweise recht neu gebauten Schulen für 
räumliche Engpässe. Das ist ärgerlich und zeugt von wenig planvollem Handeln bei der 
Bedarfsbemessung vor dem Neubau der Schulgebäude. Um kurzfristig auftretende 
Raumknappheiten zu überbrücken, können Modulare Klassenräume eine teure, aber wenn 
notwendig schnell realisierbare Lösung sein. Um die Notwendigkeit von Containerbauten zu 
vermeiden erstelle ich als Bürgermeister von Ammerbuch ein Raumnutzungskonzept und erzeuge 
von Synergien in der Belegung kommunaler Gebäude. Dabei beteilige ich die Nutzergruppen eng 
und gestalte die Beteiligung transparent auf Augenhöhe.  

 

 

Frage 

5b) Welche langfristige Strategie verfolgen Sie, um den steigenden Raumbedarf nachhaltig 
zu decken? 

 

Norbert Gimpl: 
Die Erfahrung zeigt: Auch ein Neubau löst das Thema nicht automatisch dauerhaft. Deshalb braucht 
es eine vorausschauende Planung, die mit der Entwicklung der Gemeinde mitgeht. Grundlage ist 
eine ehrliche Bestandsaufnahme: Wo stehen wir, wo entstehen neue Bedarfe? Darauf aufbauend 
werden Maßnahmen klar priorisiert – von der Weiterentwicklung bestehender Standorte bis hin zu 
gezielten Erweiterungen. Investitionen müssen wirtschaftlich tragbar sein und sinnvoll in 
Fördermöglichkeiten eingebettet werden. So entsteht eine verlässliche Struktur, die langfristig trägt 
und den Schuldenrahmen im Blick behält. 

 

Max Karrenführ:  
Strategisch zu planen heißt sich frühzeitig und kontinuierlich mit den Bedingungen und 
Bedarfszahlen auseinander zu setzen. Dieser Prozess schließt auch die Einzugsgebiete, Akteure und 
alle Stakeholder (Betroffenen) mit ein. Hier muss für mich mindestens jährlich eine Fortschreibung 
der Schülerzahlen und Bedarfsanalyse durchgeführt werden. Für jede Schule und für alle 
Einzugsbiete. Entsprechend kann man dann Bedarfe an Räumen, Klassen und Personal besser 
ableiten. Die Kosten lassen sich besser Kalkulieren und so bessere Prognosen für die finanziellen 
Belastungen des Gemeindehaushaltes erstellen. Hierzu würde ich gern einen jährlichen Bericht 
einfordern, der im Gemeinderat vorgestellt und diskutiert werden kann. Wenn es uns gelingt stetig 
auf dem Laufenden zu bleiben, sind wir Handlungsfähiger, da wir so unangenehme Überraschungen 
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so weit es eben geht verhindern können und den anstehenden Herausforderungen offenen Auges 
entgegenblicken. Je früher wir abschätzen können, wie sich die Bedarfe und Schülerzahlen 
entwickeln, desto früher können eben auch Maßnahme zum Umgang geplant, finanziert, umgesetzt 
und durchgeführt werden. 

 

Andreas Schmitz: 
Vorausschauende Planung im Zusammenhang mit Wachstum und Ganztag – nicht reaktiv, sondern 
geplant. Das ist wieder der Kernpunkt meines Amtsverständnisses: Gut Planen und dann weniger 
anfangen und mehr fertig machen. Wir brauchen hier ein tragfähiges Gesamtkonzept aus 
Einwohnerwachstum, Schulsituation, Infrastruktur. Dieses müssen wir gemeinsam mit allen 
Beteiligten erarbeiten.  

 

Michel Salzer: 
In den vergangenen Jahren wurde viel investiert, doch wir müssen konsequent dranbleiben – auch, 
weil Ammerbuch junge Familien anziehen soll. Langfristig braucht es dafür eine vorausschauende 
Ausbauplanung, die dem Wachstum der Gemeinde und den Anforderungen des Ganztags gerecht 
wird. Grundlage sind belastbare Schülerzahlenprognosen und klare Prioritäten, damit Investitionen 
pädagogisch sinnvoll und finanzierbar bleiben. Für jeden Standort braucht es einen realistischen 
Entwicklungsplan – von der Umnutzung und Modernisierung bestehender Räume bis zu vermutlich 
notwendig werdenden Ergänzungsbauten, etwa in Entringen. Wichtig ist mir, Förderprogramme aller 
Ebenen zu nutzen, denn wir dürfen die ohnehin angespannten Gemeindefinanzen nicht außer Acht 
lassen. 

 

Daniel Rudolph: 
Antwort siehe oben. In Entringen wird in diesem Fall ein Erweiterungsbau notwendig sein, falls 
bestehende Gebäude nicht ausreichend sind. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 5a. 

 

Lukas Haderlein: 
Langfristig lässt sich der steigende Raumbedarf nur mit einer vorausschauenden, nachhaltigen 
Gesamtstrategie bewältigen, die über punktuelle Erweiterungen hinausgeht. Ziel ist es, 
Schulentwicklung, Bevölkerungsentwicklung und bauliche Planung systematisch miteinander zu 
verzahnen. Dabei sind mir folgende Punkte besonders wichtig:  
- Schulbedarf ist planbar und demographische Entwicklungen langfristig vorhersehbar. Daher 

muss Schulplanung immer mit der Bauleitplanung einhergehen und darf nicht separat 
betrachtet werden.  

- Erweiterungen und Neubauten müssen künftig als multifunktionale Raumkonzepte errichtet 
werden, um flexibel einsetzbar zu sein  

- Bei jedem Um- und Neubau beteilige ich die Eltern und Pädagogischen Fachkräfte eng, um 
bedarfsgerechte Lösungen zu finden.  
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6. Kinder- und Jugendschutz im öffentlichen Raum 

Ausgangssituation in Ammerbuch: 

• Im Bahnhofsbereich in Entringen befindet sich ein frei zugänglicher Automat auf privatem Grund.  

• Das Angebot umfasst u. a. E-Zigaretten, CBD-Produkte und Energy-Drinks.  

• Der Standort ist für Kinder und Jugendliche gut erreichbar. Die Nutzung des Automaten durch    
Kinder und Jugendliche wird im schulischen Umfeld wahrgenommen und gibt Anlass zu 
Diskussionen hinsichtlich des Kinder- und Jugendschutzes. 

• Nach Kenntnis des Gesamtelternbeirats wurden bereits Gespräche mit dem 
Grundstückseigentümer geführt, bislang ohne erkennbare Veränderung der Situation.  

 

Frage 
6a) Welche konkreten Handlungsmöglichkeiten sehen Sie für die Kommune in dieser 

Situation? 

 

Norbert Gimpl: 
Die Kommune hat konkrete Möglichkeiten, wenn es um den Schutz von Kindern und Jugendlichen 
geht. Entscheidend ist, bestehende Regeln auch umzusetzen. Gerade bei frei zugänglichen 
Angeboten im öffentlichen Raum muss klar geprüft werden, ob sie für Kinder geeignet sind und den 
Vorgaben entsprechen. Dazu gehören Kontrollen vor Ort, klare Vorgaben und eine enge 
Zusammenarbeit mit Ordnungsamt, Schulen und Polizei. So kann die Gemeinde früh reagieren und 
dort eingreifen, wo Risiken entstehen. 

 

Max Karrenführ:  
Grundsätzlich unterliegen solche Automaten Genehmigungspflichten. Zum einen ergeben sich 
diese aus der Landesbauordnung (LBO) und dem Jugendschutz, sowie der Gewerbeordnung 
(GewO). Was den Verkauf von Energydrinks angeht, so gibt es aktuell in Deutschland keine 
gesetzlichen Beschränkungen, was es schwer macht hier eine „anordnungsfähige Lösung“ zu 
finden. Bei dem Verkauf von Tabakwaren (auch E-Zigaretten) sieht das Jugendschutzgesetz klare 
Grenzen und hier muss eine Vorrichtung am Automaten sein, die den Verkauf an unter 18-jährige 
unterbindet. Ob und in wieweit sich hier Junge Menschen gegenseitig die Waren „besorgen“ kann 
leider nicht komplett ausgeschlossen werden. Hier braucht es Aufklärungsarbeit. Was den Standort 
anbelangt, so gibt es keine gesetzliche Regelung die mir bekannt ist, die hier sogenannte 
„Bannmeilen“ vorschreibt, wie es sie zum Beispiel für Spielhallen gibt. Hier bedarf es des 
Gespräches mit dem Betreiber und dem Versuch der Verwaltung zusammen mit den Eltern einen 
alternativen Standort auszuloten. Hier stehe ich bereit. Ein weitere Hebel wäre durch die Anpassung 
des Bebauungsplanes den Unterhalt solcher Einrichtungen („automatisierte Verkaufsstellen“) zu 
unterbinden. Die beträfe aber dann eben alle Verkaufsautomaten, also auch die mit Lebensmitteln, 
wie sie häufig in kleineren Hofläden anzutreffen sind. Hierfür braucht es jedoch eine städtebauliche 
bzw. in unserem Fall eine gemeindebauliche Begründung. Eine bloße Nähe zur Schule reicht hier 
nicht aus, siehe vorherige Ausführung zur Bannmeile. Deshalb wäre der wichtigste Schritt, wie 
bereits erwähnt hier auf Dialog und Verständnis zu setzen und offen, ehrlich das Gespräch zu 
suchen, mit allen Beteiligten. 
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Andreas Schmitz: 
 Ich persönlich finde es schlimm, wenn ich jugendliche sehe, die rauchend und sonst wie 
selbstschädigend auftreten und zum Teil auch - und das kenne ich aus meiner Arbeit in der Leitung 
diverser Firmvorbereitungsgruppen - in ihrer Suche nach ihrem Platz in der Welt alleine zu sein 
scheinen. Hier kann die Schule und die Gemeinde bzgl. der Automatenstandorte und Angebote viel 
machen. Aber es liegt aus meiner Sicht auch sehr viel Verantwortung auf Seiten der Eltern, ihre 
Kinder im Auge zu haben. Das heisst: Hier sehe ich ein gutes Beispiel für ein Projekt auf einer 
Plattform „Ammerbuch gestalten“. Ich denke das Problem bekommen wir nur alle zusammen in den 
Griff. Die Kommune muss den Rahmen dafür bieten.  

 

Michel Salzer: 
Ich verstehe gut, dass der Automat am Bahnhof Entringen, also unweit der GMS, bei vielen Eltern, 
Lehrkräften und Jugendlichen Sorgen auslöst. Wenn Kinder im schulischen Umfeld Zugang zu 
E-Zigaretten, CBD-Produkten oder Energy-Drinks haben, wirkt das dem Kinder- und Jugendschutz 
zuwider. Diese Bedenken nehme ich ernst. Zugleich ist klar, dass der Betreiber auf privatem Grund 
handelt und dort Besitz- und Berufsfreiheit genießt. Die Gemeinde kann daher nur im Rahmen ihrer 
rechtlichen Möglichkeiten tätig werden: durch fortgesetzte Gespräche mit Eigentümer bzw.  
Betreiber sowie ggf.  durch die Einbindung des Landratsamts und des Kreisjugendreferats. Parallel 
kann geprüft werden, ob ordnungs- oder baurechtliche Vorgaben berührt sind. Ergänzend halte ich 
Präventionsangebote für sehr sinnvoll. 

 

Daniel Rudolph: 
Der Verkaufsautomat war in den letzten drei Jahren mehrmals Thema im Gemeinderat, siehe 
Protokolle aus 2023 und 2025. Die Verwaltung hat umfassend überprüft, was sie machen kann 
(Videoüberwachung, Sortimentauswahl, Jugendschutz). Da der Automat auf privatem Grund steht, 
und sämtliche Rechtsauflagen, im Besonderen zum Jugendschutz einhält, hat eine Gemeinde 
absolut kein Einfluss auf die Betreiber. Die Gemeinde hat also in den letzten 3 Jahren alles ihr 
Mögliche versucht. Der Automat ist freie Marktwirtschaft. Denkbar ist eine erhöhte Sensibilisierung 
der Schüler*innen im Unterricht durch die Schule oder die Eltern. 

 

Achim Höckh: 
Die rechtlichen Möglichkeiten sollten geprüft werden. Ich gehe allerdings davon aus, dass dies 
bereits geschehen ist und dass alle Möglichkeiten ausgenutzt wurden. Weiter bleiben nur 
Gespräche mit Grundstückseigentümer, Automatenbetreiber und nicht zu vergessen auch mit den 
Automatennutzern. 

 

Lukas Haderlein: 
Die Abgabe von E-Zigaretten und CBD Produkten unterliegt dem Jugendschutz und ist an eine 
Altersüberprüfung gebunden. Die Einhaltung bestehender Vorschriften fordere ich, wie bereits bei 
meiner aktuellen Tätigkeit als Ordnungsamtsleiter in Tübingen, von Betreiber und 
Grundstückseigentümer klar ein. Dabei setze ich auf Dialog und Verständnis. In letzter Konsequenz 
aber auch auf Öffentlichkeitsarbeit und die Möglichkeiten der Verwaltungsvollstreckung. Für eine 
Einführung einer Altersbeschränkung für den Erwerb von Energiedrinks setze ich mich aktiv ein und 
setze parallel hierzu auf eine wirksame Informationskampagne über die schädliche Wirkung der 
Produkte. 
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Frage 

6b) Welche Maßnahmen halten Sie für rechtlich und praktisch umsetzbar, um den Kinder- 
und Jugendschutz an dieser Stelle zu verbessern? 

 

Norbert Gimpl: 
Rechtlich gibt es klare Möglichkeiten: örtliche Regeln, Nutzungs- und Zeitbegrenzungen sowie 
Auflagen dort, wo Risiken entstehen. Entscheidend ist, dass diese auch kontrolliert und 
durchgesetzt werden. Praktisch wirksam sind sichere und gut einsehbare Orte, bessere 
Beleuchtung und klare Aufenthaltsbereiche für Kinder und Jugendliche. Gleichzeitig braucht es eine 
enge Abstimmung zwischen Gemeinde, Schulen, Eltern, Jugendhilfe und Polizei, damit Probleme 
früh erkannt und gemeinsam gelöst werden . 

 

Max Karrenführ:  
Als Gemeinde sind uns hier relativ straff die Hände gebunden. Solange der Bebauungsplan 
„automatisierte Verkaufsstellen“ inkludiert, braucht es das Einverständnis und den Willen des 
Betreibers diese Automaten stillzulegen oder zu versetzen. Der Jugendschutz verlangt bei diesen 
Automaten eine technische Vorrichtung die es unmöglich macht, die Produkte die unter den 
Jugendschutz fallen an unter 18-jährige zu verkaufen. In der Regel verfügen diese Automaten über 
diese Vorrichtungen. Eine Prüfung kann dennoch nicht schaden. Was jedoch auch mit einbezogen 
werden muss, ist hier das Thema Aufklärung. Diese muss im schulischen wie im privaten Umfeld 
erfolgen. Nur wenn hier beide Seiten mit einer Stimme sprechen, können Erfolge erzielt werden. 
Durchsetzungs- und Sanktionierungsmöglichkeiten bestehen für die Gemeinde nur bei Verstößen 
durch den Betreiber des Automaten. Ich weiß, dies ist keine befriedigende Antwort. Leider gibt es 
hier keine, die alle Seiten glücklich machen kann. Als Hoffnungsschimmer kann jedoch die Initiative 
im Landtag gesehen werden, die sich mit Snackautomaten im Schulischen Umfeld beschäftigt. Hier 
sollen genau die angesprochenen Problemfelder auf Landesebene angesprochen und wenn 
möglich einer Lösung zugeführt werden. Vergleichen Sie hierzu gern die Drucksache 17/9942 vom 
24.11.2025 im Landtag Baden-Württemberg. Hier können Sie diese finden: https://www.landtag 
bw.de/resource/blob/608022/17dd2e5b6fe1a5d92d464d6023d68e47/17_9942_D.pdf 

 

Andreas Schmitz: 
Klare Haltung der Gemeinde und konsequentes Handeln zum Schutz von Kindern und Jugendlichen. 
Man kann rechtliche Möglichkeiten konsequent nutzen und Gespräche aktiv führen. Vereine können 
hier aber auch seine sehr große Rolle spielen, weil sie Teilhabe und Zugehörigkeit bieten und damit 
Selbstsicherheit und Persönlichkeit bei Jugendlichen ausbilden. Das ist der beste Schutz! Ich sehe 
das was im digitalen Bereich auf die Kinder und Jugendlichen einprasselt hier als fast noch größer 
als die Automatensituation.  

 

Michel Salzer: 
Rechtssicher und praktisch umsetzbar sind vor allem Maßnahmen, die den Jugendschutz stärken, 
ohne die Rechte des Betreibers zu verletzen. Dazu gehören technische Altersverifikationen, die für 
bestimmte Produkte ohnehin vorgeschrieben sind und freiwillig auf weitere Waren ausgeweitet 
werden können (wohl teils schon geschehen), sowie ein baulicher Sichtschutz, der aber nur mit 
Einverständnis des Betreibers realistisch ist. Wenn der Eigentümer offen dafür ist, kann auch eine 
Verlagerung des Automaten an einen weniger sensiblen Ort geprüft werden. Ergänzend helfen 
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regelmäßige Kontrollen durch das Ordnungsamt, um Verstöße früh zu erkennen. Am sinnvollsten 
halte ich jedoch eine starke Präventionsarbeit mit Schulen, Eltern und Fachstellen, um Kinder und 
Jugendliche nachhaltig zu sensibilisieren. 

 

Daniel Rudolph: 
Der Automat ist legal ist, gibt es keine rechtlichen Maßnahmen. Die Gemeinde hat auch kein 
Einfluss auf das Sortiment. Sie hat dazu schon mehrfach mit dem Betreiber Kontakt aufgenommen. 
Betreiber wie Besitzer sehen nicht ein, den Automat zu entfernen. Die wirksamsten Maßnahmen 
sind Aufklärung und Sensibilisierung in der Schule und Zuhause bestimmte Produkte nicht über 
ältere Geschwister/Jugendliche zu kaufen, da sie gefährdend sind. Die Gemeinde hat ihre 
Handhabe ausgeübt, alles Weitere ist Eigenverantwortung. Das Entfernen des Automaten ist nicht 
möglich. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 6a. 

 

Lukas Haderlein: 
Neben der Konsequenten Umsetzung bestehender Regelungen des Bundes- und Landesrechts 
prüfen wir, inwiefern konkrete Probleme auf kommunaler Ebene durch entsprechendes 
Satzungsrecht gestärkt, und Regelungslücken geschlossen werden können. Dabei setze ich auf Best 
Practice Beispiele und eine enge interkommunale Vernetzung mit anderen Gemeinden, die 
dieselben Probleme lösen. 

 

 

7. Digitalisierung an Grundschulen 

Ausgangssituation in Ammerbuch: 

• Die digitale Ausstattung und Infrastruktur an den Schulen sind unterschiedlich ausgeprägt.  

• Die Betreuung, Wartung und Beschaffung von IT liegen bei der Gemeinde.  

• In der Praxis kommt es teilweise zu erheblichen Verzögerungen, z. B. bei der Bereitstellung oder   
dem Austausch von Geräten.  

• Eine verlässliche und zeitnahe IT-Unterstützung ist Voraussetzung für den Einsatz digitaler Medien  
im Unterricht. 

 

 

Frage 
7a) Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um die Prozesse rund um Beschaffung, 

Wartung und Support der schulischen IT deutlich zu beschleunigen und verlässlicher zu 
gestalten? 

 

Norbert Gimpl: 
Digitalisierung hängt weniger an der Technik als an den Abläufen. Deshalb braucht es klare 
Zuständigkeiten und feste Ansprechpartner, damit Schulen wissen, an wen sie sich wenden können. 
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Bei der Beschaffung helfen einheitliche Standards, damit nichtjede Schule eigene Lösungen 
entwickelt. Für Wartung und Support müssen verlässliche Strukturen geschaffen werden, damit 
Probleme schnell gelöst werden. Dabei sollten wir auch die Kompetenz vor Ort nutzen und, 
womöglich, Ammerbucher Unternehmen einbinden, bevor externe Lösungen gesucht werden. 

 

Max Karrenführ:  
Eine erste Maßnahme um einen Überblick zu erhalten ist es hier mit den Schulleitungen und der 
zuständigen Person in der Verwaltung mir die exakten Zahlen und Fakten je Schule nennen zu 
lassen und im Gespräch direkt zu fragen, wo der Schuh für jede Einrichtung genau drückt. Hier kann 
man eventuell Momente finden, die helfen koordinierter Probleme zu lösen, da sie, was ich vermute, 
in manchen Einrichtungen ähnlich oder gleich gelagert sind. Ein weiterer Schritt ist der Blick über 
den Tellerrand – die Suche nach Best Practice Beispielen im Umland. Mit den dortigen Kolleginnen 
und Kollegen sprechen und sich hier Hilfestellungen holen bei Beschaffung, Einrichtung und 
Wartung der Ausstattungen. Man muss nicht jedes Rad neu erfinden. Zur Wahrheit gehört, dass ich 
aktuell keinen Zugang zu den notwendigen Informationen habe um hier umfassend zu antworten – 
das gilt im Übrigen für fast alle gestellten Fragen und liegt in der Natur der Sache, ist also nichts 
Negatives, sondern eben ein Bestandteil des Prozesses eine Wahl. Ich möchte aber durch 
optimalen Personal und Ressourceneinsatz für jede Einrichtung / Schule den gleichen Standard 
ermöglichen was Ausstattung und Support angeht. Da wo es geht könnte ich mir auch AGs 
vorstellen, die den Umgang mit der Technik durch Fachleute beibringen (auch in Form von 
Schulungen für Lehrkräfte, Mitarbeitende in den Schulen, Eltern, etc.). Denn wenn wir alle in der 
Lage sind die Technik zu beherrschen, dass wird auch der Support etwas einfacher, da man die 
Chance hat Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. Dies ganze ohne großen finanziellen Aufwand. Solche 
AGs können durch die Gemeinde gefördert werden. Auch die Anschaffung und Unterhaltung von 
entsprechenden Softwarelösungen sollte diskutiert und soweit vorhanden auch evaluiert werden. 
Diesen Prozess stoße ich gerne an oder führe diesen Weiter. 

 

Andreas Schmitz: 
Schnellere, verlässlichere Abläufe bei IT durch klare Zuständigkeiten und bessere Prozesse. 
Digitalisierung ist eines meiner beruflichen Kernthemen und das möchte ich sehr konsequent 
vorantreiben: Sie entlastet und schafft Zeit für das Wesentliche, sie kann Geld sparen, sie schafft 
Zugänglichkeit und sie ist ein sehr wesentlicher Standortfaktor, um jungen digitalaffinen Menschen 
in Bildung und Verwaltung attraktive Arbeitsbedingungen zu bieten und sie zu halten. Ich würde mir 
den gesamten Bereich Digitalisierung Ammerbuchs sehr genau anschauen und mit meiner ganzen 
Berufserfahrung aus 25 Jahren digital. Sehr professionell aufbauen.  

 

Michel Salzer: 
Um die IT-Prozesse an den Schulen zu beschleunigen, braucht es klarere Zuständigkeiten und 
verlässlichere Abläufe. Ein zentrales Ticketsystem mit festen Reaktionszeiten und eine 
verantwortliche Stelle in der Verwaltung könnte Vorgänge bündeln und priorisieren. Standardisierte 
Gerätepakete, planbare Austauschzyklen und ein kleiner Ersatzgerätepool helfen, Ausfälle schneller 
zu überbrücken. Anzudenken ist zudem, den technischen IT-Service der Schulen an einen 
verlässlichen externen Partner zu vergeben, da die Gemeinde-IT durch Cybersicherheit und 
Verwaltungsdigitalisierung noch stärker gefordert sein wird. Voraussetzung wäre eine sorgfältige 
Prüfung von Kosten, Qualität und Verlässlichkeit. Ergänzend braucht es eine transparente 
Jahresplanung, die früh mit den Schulen abgestimmt wird. 
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Daniel Rudolph: 
Ich werde mich zunächst über den Sachstand und die bisherigen Abläufe informieren. Ich werde 
anregen, Erfahrungen aus anderen Gemeinden und Schulen zu sammeln und zu prüfen, inwieweit 
diese für Ammerbuch anwendbar sind. Wichtig ist auch, welche Rolle die IT in den pädagogischen 
Konzepten und in der Umsetzbarkeit durch die Lehrkräfte spielt. Dementsprechend vielfältig können 
die geeigneten Maßnahmen sein: Kurzschulungen, Verantwortliche benennen, Ehrenamtliche, 
Einbeziehung von Elternbeiräten und Fördervereinen. Ich gehe davon aus, dass dies ein 
übergreifendes Thema im Landkreis ist. Daher werde ich die Zusammenarbeit mit dem 
Kreismedienzentrum in Tübingen stärken. 

 

Achim Höckh: 
Das Zusammenspiel zwischen Land, Gemeinde und Schule muss klar geregelt sein. Klare 
Verantwortungen und Vorgehen im Normal- und Notfall müssen definiert sein. Verantwortliche für 
die Hard- und Software müssen benannt und erreichbar sein. Sind Lehrkräfte für die IT zuständig, 
müssen entsprechende Zeiten eingeplant werden. Sonst müssen externe Firmen beauftragt 
werden. Durch die Vernetzung mit anderen Kommunen kann von deren Erfahrung profitiert werden. 
Die Wege zwischen Schulen und Verwaltung und zwischen Schulen und Gemeinderat sind lt. 
meinen Informationen bereits gut und kurz. Es fehlt leider noch an den Ergebnissen. 

 

Lukas Haderlein: 
Schule ist mittlerweile weit mehr als Kreidetafel und Overhead Projektor. Digitalisierung der Schulen 
ist notwendig, muss vorausschauend gedacht und nachhaltig umgesetzt werden. Gemeinsame 
Beschaffung mit anderen Kommunen wecken Synergien und machen gemeinsame 
Supportmöglichkeiten nutzbar. Hier möchte ich auf interkommunale Zusammenarbeit setzen, denn 
unsere Probleme können wir gemeinsam schneller, besser und günstiger lösen. Um die Technik am 
Laufen zu halten braucht es einen schlagkräftigen IT-Support - diese Aufgabe darf nicht an den 
Pädagogischen Kräften hängen bleiben. Und um die tatsächlichen Bedarfe vor Ort ermitteln und 
angehen zu können, möchte ich als Bürgermeister für Ammerbuch eng mit den Lehrkräften und den 
Eltern zusammenarbeiten. so schaffen wir bedarfsgerechte Lösungen, die uns wirklich 
voranbringen!  

 

 

Frage 

7b) Wie wollen Sie die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Gemeindeverwaltung 
verbessern? 

 

Norbert Gimpl: 
Zusammenarbeit wird besser, wenn sie klar organisiert ist. Schulen brauchen feste Ansprechpartner 
in der Verwaltung und kurze Wege, damit Themen schnell geklärt werden können. Wichtig ist ein 
regelmäßiger Austausch, damit Bedarfe früh erkannt und Prioritäten gemeinsam festgelegt werden. 
Gleichzeitig müssen Abläufe transparent sein, damit Schulen wissen, was passiert und wie lange es 
dauert. Auch Wissen vor Ort sollte stärker genutzt werden – zum Beispiel durch Austausch zwischen 
Schulen oder die Einbindung älterer Schüler bei digitalen Themen. 
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Max Karrenführ:  
Zusammenarbeit entsteht durch wechselseitige Kommunikation und Austausch. Es braucht hier 
ebenfalls regelmäßige Treffen und das die Verwaltung auch die Einrichtungen regelmäßig besucht 
und sich vor Ort von den Begebenheiten einen Überblick verschafft. Dazu gehören auch 
regelmäßige Besuche des Bürgermeisters. Sei es zu Schulfesten oder eben zu Abschluss bzw. 
Einschulungsfeiern. Wenn man sich gegenseitig Wertschätzt, die Schülerinnen und Schüler wahr- 
und ernstnimmt, dann sind die ersten Schritte getan. Was für mich auch dazu gehört ist das 
Verständnis und das Wissen: Bildung gibt es nicht zum Nulltarif! Das heißt, dass wir in gute Bildung 
investieren müssen, denn sie ist staatlicher Auftrag und Verpflichtung zugleich. Die Aufgabe der 
Gemeinde ist es hier die passende, bedarfsgerechte und nach Besten einwandfreie Infrastruktur 
und Ausstattung bereit zu stellen. Das umfasst eben auch die Betreuung im Mittagsband, in der 
Ganztagesschule oder im Hort. Hierzu braucht es immer gut ausgebildetes Personal, Sozialarbeit 
und technischen Support (IT, Schulsachbearbeitung, Hausmeister, Mensen, etc.) Wenn wir als 
Gemeinde die Grundlagen hierfür legen und die richtigen Werte Leben (Gemeinsam – Vermittelnd – 
Verständnisvoll – Motivierende – Fördernd und Fordernd), dann sind für mich die Zeichen auf eine 
gute Zukunft gestellt. 

 

Andreas Schmitz: 
Engere Abstimmung zwischen Schulen und Verwaltung. Hier nenne ich zwei Dinge: Die schon 
genannte Plattform "Ammerbuch Gestalten“, die ich gerne aufbauen würde. Zudem: Ich möchte 
nicht allen alles recht machen, sondern Fokus setzen und die wichtigen Dinge richtig machen. 
Bildung ist eines der sehr wichtigen Themen. Wenn wir Fokus setzen, dann muss es auf der 
Verwaltung auch sehr fokussierte und klare Zuständigkeiten geben. Die möchte ich schaffen, dort 
wo sie noch fehlen. Ohne Fokus keine gute Zusammenarbeit.  

 

Michel Salzer: 
Mir ist ein verlässlicher und vertrauensvoller Austausch zwischen Schulen und 
Gemeindeverwaltung elementar wichtig. Regelmäßige kurze Abstimmungs- und längere 
Perspektivrunden mit den Schulleitungen sollen verlässlich stattfinden, damit wir in offenem, 
wertschätzendem Dialog und mit Verständnis für die jeweiligen Sachzwänge gemeinsam Prioritäten 
setzen und Probleme früh erkennen. Ich setze dabei auch hier auf einen ausgleichenden 
Ammerbucher Weg: ein Miteinander, in dem wir Anliegen offen teilen, Perspektiven balancieren und 
Lösungen gemeinsam tragen. Natürlich gehört auch die Elternschaft eng eingebunden. Konkret im 
IT-Bereich wünsche ich mir klare, transparente Kommunikationswege – etwa über ein einheitliches 
Ticketsystem mit festen Rückmeldungen. Das sorgt für Transparenz und entlastet. 

 

Daniel Rudolph: 
Die Frage deutet auf Verbesserungsbedarf hin, ohne beispielhaft konkrete Themen zu benennen. 
Ich werde mich zunächst über den Sachstand informieren, die Schulleitungen und die 
Ansprechpartner in der Verwaltung kennenlernen. Erst dann lässt sich einschätzen, ob und wie die 
Zusammenarbeit verbessert werden kann. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 7a. 
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Lukas Haderlein: 
Schule und Gemeindeverwaltung müssen eng, auf Augenhöhe und vertrauensvoll 
zusammenarbeiten. Dabei muss das gemeinsame Ziel stets sein aus den vorhandenen Mitteln das 
Beste für die Bildung der Kinder heraus zu holen. Dafür werde ich als Bürgermeister für Ammerbuch 
eine offensive Kooperation mit der Gemeinschaftsschule in Entringen und den 4 Grundschulen 
anstreben. Regelmäßige Treffen vor Ort, in den Schulen, bei denen neben den Schulleitungen auch 
der GEB Schulen und weitere Partner teilnehmen, bilden ein Grundgerüst für einen gelebten 
Austausch.  

 

 

Frage 

7c) Welche Prioritäten setzen Sie dabei in den kommenden Jahren? 
 

Norbert Gimpl: 
Priorität hat, dass die Grundausstattung überhaupt vorhanden ist. Aktuell fehlt es an vielen Stellen 
an funktionierender IT – das darf nicht der Zustand bleiben. Unterricht darf nicht daran scheitern, 
dass Technik ausfällt oder Unterstützung fehlt. Meine persönliche Priorität ist, dass wir über solche 
Themen nicht mehr diskutieren müssen, sondern eher über Erfolge sprechen können. 

 

Max Karrenführ:  
Zusammenfassend kann ich folgende drei Prioritäten klar und deutlich benennen.  
1. Finanziellen Rahmen schaffen und so gestalten, dass wir als Gemeinde langfristig, nachhaltig 
und flexibel auf die Bedarfsänderungen und den Erhalt all unserer Einrichtungen einwirken können – 
so lassen sich Schließungen verhindern und Wohnortnahe Bildung ermöglichen und 
zukunftsgewandt weiterentwickeln und parallel dazu  
2. Den umfassenden Prozess der Ganztagesbetreuung zentral mit im Aufgabenbereich des 
Bürgermeisters koordinatorisch ansiedeln und engmaschig mit Frau Herrmann, Frau Kohnle, Frau 
Tölle und Frau Andres absprechen. Dabei müssen auch die Einrichtungsleitungen und 
Schulleitungen mit einbezogen werden. Ebenfalls werde ich hier die Elternbeiräte an Bord holen. 
Gleiches gilt für die ehrenamtlichen Akteure, wie MütZe, Lebenshof Tierleben, Ammerbuch hilft, und 
alle weiteren involvierten Vereine und Initiativen. Auch der Gemeinderat muss eingebunden und 
entsprechend sachlich, fachlich korrekt Informiert werden, damit dieser am Ende die folgerichtigen 
Beschlüsse fassen kann, die von allen Akteuren getragen und gemeinsam ausgearbeitet wurden. Ich 
beziehe hier bewusst die Schulen und die Kitas mit ein, da mit der Übernahme der 
Ganztagesbetreuung im ersten Jahr durch das Mütterzentrum die Kernzeitbetreuung ebenfalls 
neugestaltet und organisiert werden muss. Zudem gesellen sich bis 2030 jährlich ein neuer Jahrgang 
zur Ganztagesbetreuung hinzu.  
3. Die Schulwegsicherheit regelmäßig einer Evaluation unterziehen um zu schauen wo 
Gefahrenstellen minimiert werden können. Dazu zählen der ÖPNV, wie die Individualanfahrt zu den 
Einrichtungen ebenso wie die Sicherheit in den Einrichtungen selbst (Zustand der Ausstattung und 
technischen Einrichtungen).  
Für alle Prioritäten gilt für mich der Grundsatz: Gemeinsam, offen und ehrlich kommunizieren und 
Ergebnisse transparent gestalten, dass die Entscheidungen nachvollzogen und besser akzeptiert 
werden können, denn es stehen uns einige sehr schwierige Entscheidungen bevor, die uns allen 
zum Teil viel abverlangen werden. Weiterführende Informationen zur Ganztagesbetreuung und den 
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damit verbundenen Anpassungsleistungen im Betreuungsbereich der Kita und Kigas finden sie auf 
meinem Insta-Kanal @mk.ammerbuch. 

 

Andreas Schmitz: 
Digitalisierung ist ein zentraler Hebel, um die Verwaltung zu entlasten und Prozesse zu verbessern. 
Digitalisierung und Schaffung von Fokus und klaren Zuständigkeiten sind meine Kernthemen.  
Abschließend 
Mir ist wichtig: 
Ich weiß aus eigener Erfahrung, wie entscheidend verlässliche Betreuung, funktionierende Schulen 
und sichere Wege für Familien sind. 
Wir werden diese Themen nur lösen, wenn wir sie gemeinsam angehen – Verwaltung, Schulen, 
Eltern und Ehrenamt. 
Ich möchte die richtigen Menschen an einen Tisch bringen, klare Prioritäten setzen und dann 
konsequent umsetzen. 
Weniger anfangen – mehr fertig machen. 
Davon profitieren am Ende unsere Kinder. 

 

Michel Salzer: 
Kinder werden heute immer früher mit nicht kindgerechten Inhalten und problematischen 
Informationen konfrontiert. Umso wichtiger ist ein geschützter Rahmen, in dem sie behutsam, 
begleitet und altersgerecht an digitale Möglichkeiten herangeführt werden. Unsere Schulen 
brauchen daher verlässliche technische Grundlagen: stabile Infrastruktur, funktionierende Geräte 
und klare Abläufe. Wir müssen dafür auch verfügbare Fördermittel wie den Digitalpakt 2.0 nutzen. 
Sollte eine externe Vergabe des Schul-IT-Service nicht möglich oder nicht wirtschaftlich sein, 
müssen wir prüfen, wie wir die IT-Kapazitäten der Gemeinde weiter stärken. Welche Lösung 
langfristig tragfähig und kostengünstiger ist, muss sorgfältig verglichen werden. Ziel bleibt, dass 
Kinder Chancen nutzen und sich sicher bewegen können.  

 

Daniel Rudolph: 
Siehe oben, dies kann ich noch nicht konkret beantworten. Ich vertraue darauf, dass die Beteiligten 
konstruktiv zusammenarbeiten und aufgrund ihrer Fachexpertise bereits sinnvolle und realistisch 
umsetzbare Prioritäten gesetzt haben. 

 

Achim Höckh: 
S. oben unter 7a. 

 

Lukas Haderlein: 
Für den Neubau der Gemeinschaftsschule in Entringen hat die Gemeinde viel Geld investiert. 
Investitionen in Bildung rechnen sich immer. Nun muss die Gemeindeverwaltung, gemeinsam mit 
der Schulleitung dafür sorgen, dass sich der Ruf des Schulstandortes Ammerbuch der hohen 
Qualität der Schule angleicht. Das geht nur gemeinsam und mit einer sehr guten 
Öffentlichkeitsarbeit. Darüber hinaus müssen wir das Konzept Ganztagsschule nicht nur einführen, 
sondern auch gut und zukunftsorientiert umsetzen. Dazu gehört für mich ein ergebnisoffener 
Review Prozess mit allen Beteiligten und wenn notwendig, auch eine Anpassung des aktuellen 
Konzepts. 

 


